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Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


1 . Abgeordneter 
Klein 
(Dieburg) 
(SPD) 


Ist der Bundesregierung das Urteil des Verwaltungs- 
gerichts Karlsruhe (VG) vom 12. August 1981 
(InfAuslR 1981, S. 339) bekannt, in dem auf die 
zwiespältigen und widersprüchlichen Auskünfte des 
Auswärtigen Amts verwiesen wird? 


Antwort des Staatsministers Dr. Mertes 
vom 8. Juli 


Das Urteil des Verwaltungsgerichts Karlsruhe vom 12. August 1981 
ist dem Auswärtigen Amt bekannt. 


2. Abgeordneter 
Klein 
(Dieburg) 
(SPD) 


Sind die Angaben des Verwaltungsgerichts Karls- 
ruhe (VG) über den Inhalt der verschiedenen Aus- 
künfte des Auswärtigen Amts zutreffend, und wie 
sind diese widersprüchlichen Auskünfte innerhalb 
kurzer Zeit gegebenenfalls zu erklären? 


Antwort des Staatsministers Dr. Mertes 
vom 8. Juli 

Die Angaben des Verwaltungsgrichts, dessen Urteil im übrigen noch 
nicht rechtskräftig ist, sondern sich zur Zeit in der Rechtsmittelin- 
stanz (VGH Mannheim) befindet, sind nicht zutreffend. 

1 . 

Die Erklärung des Gerichts, daß „den durchaus zwiespältigen Äuße- 
rungen des Auswärtigen Amts wohl nur eine geringe Überzeugungs- 
kraft“ zukomme, ist eine richterliche Feststellung, die zu bewerten 
dem Auswärtigen Amt nicht zukommt. Es ist Aufgabe des Auswärti- 
gen Amts, dem Gericht die erbetene Auskunft im Rahmen seiner 
Möglichkeiten nach bestem Wissen und Gewissen zu erteilen; es ist 
Aufgabe des Gerichts, im Rahmen seiner freien richterlichen Beweis- 
würdigung und in eigener Verantwortung zu entscheiden, ob es die 
Auskunft des Auswärtigen Amts oder die Stellungnahme von Sachver- 
ständigen oder anderen Einrichtungen als überzeugend ansehen und zur 
Grundlage seines Urteils machen will. Im Hinblick auf die z. B. im 
Jahr 1982 erteilten 1436 Auskünfte sieht das Auswärtige Amt in der 
relativ geringen Zahl von kritischen Äußerungen, die zudem nur von 
einer kleinen Zahl der insgesamt 78 mit Asylsachen befaßten Verwal- 
tungsgericht skammern vorgebracht werden, eine Bestätigung der Qua- 
lität seiner Auskünfte. 


2 . 

Die Feststellung des Gerichts „Zudem sind diese Auskünfte durchaus 
widersprüchlich“ dürfte darauf zurückzuführen sein, daß die Auskünfte 
auf Grund der schwierigen pakistanischen innenpolitischen Lage nur 
schwer in generelle und griffige Regeln gepreßt werden können, wie dies 
für die Beweiswürdigung in Gerichtsverfahren wünschenswert wäre. 

Zu dem angeblichen Widerspruch zwischen der Auskunft des Auswärti- 
gem Amts vom 18. November 1980 (510-516.80 PAK): 

„Angehörige dieser Sekte haben nach wie vor hohe Positionen in 
der Verwaltung und in den Streitkräften inne.“ 

einerseits und der Auskunft vom 20. Januar 1981 (510-516/3072) für 
das Verfahren vor dem Verwaltungsgericht Karlsruhe: 

„So kann ein Ahmediyya ebenso wenig wie ein Christ oder Hindu 
hohe Regierungsämter übernehmen; im Militär werden Stellen im 
Sicherheitsbereich oder höhere Offiziersposten nur an Moslems 
vergeben.“ 

oder der ergänzenden Auskunft vom 22. Juli 1981 (510-516/3072) zu 
dem gleichen Verfahren vor dem Verwaltungsgericht Karlsruhe: 
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„Unabhängig hiervon bleibt die Tatsache bestehen, daß Ahme- 
diyyas, Christen, Hindus etc. keine Spitzenfunktionen in Politik, 
Verwaltung und den Streitkräften besetzen können.“ 

und anderen ähnlich lautenden Auskünften andererseits wird folgendes 
bemerkt : 

Es ist zwischen Spitzenfunktionen und hohen Positionen zu unter- 
scheiden. 

Spitzenfunktionen, z. B. Staatspräsident oder auch höchste Posten in 
Armee und Verwaltung, bleiben den Ahmediyyas auf Grund der Ver- 
fassung verwehrt. Unter hohen Positionen wird der höhere Dienst all- 
gemein verstanden, also etwa entsprechend unseren Besoldungsgruppen 
A 13 bis B3. Ab B 6 etwa würde wohl von Spitzenfunktionen gespro- 
chen werden können. Ausnahmen bestätigen selbstverständlich auch 
hier die Regel. 

In der Armee befinden sich die Ahmediyyas in Positionen bis zur „Bri- 
gadier“-Ebene (etwa B 3), wenngleich sich auch die meisten zu ihrem 
Glauben nicht offen bekennen. Beförderungen zwischen A 13 (analog) 
und A 15 (analog) erfolgen ohne Schwierigkeit, jedoch sind derzeit 
keine Neubeförderungen nach A 16 (analog) oder B 3 (analog) bekannt. 
Diejenigen Ahmediyyas, die diese Positionen innehaben, befinden sich 
in diesen seit Jahren. Für die Verwaltung gilt dasselbe: vereinzelt sind 
Ahmediyyas auf der B 3 (analog) Ebene anzutreffen, Neubeförderungen 
sind nicht bekannt. Im engeren Sicherheitsbereich sind — soweit be- 
kannt — keine Ahmediyyas anzutreffen. 

Zu dem weiteren angeblichen Widerspruch zwischen der Auskunft 
des Auswärtigen Amts vom 10. November 1980 (510-516/2893): 

„Mitglieder dieser Sekte sind zwar gewissen staatlichen Diskrimi- 
nierungen ausgesetzt, eine Verfolgung unter Gefahr für Leib und 
Leben oder Vermögen eines Ahmediyyas existiert jedoch nicht.“ 

einerseits und der Auskunft vom 21 . Juli 1980 (510-516/2519): 

„Angehörige der Ahmediyyasglaubensgemeinschaft werden bereits 
seit Jahren in Pakistan nicht mehr behelligt, was von in Pakistan 
lebenden führenden Mitgliedern dieser Gruppe der Botschaft gegen- 
über gerade kürzlich wieder bestätigt wurde.“ 

andererseits ist folgendes festzuhalten: Unter „nicht mehr behelligt“ ist 
zu verstehen, daß es — wie sich aus zahlreichen anderen Auskünften 
ergibt (z. B. Auskunft vom April 1979, Az.: 510-516.80 PAK) - seit 
der Machtübernahme durch das Militär keine Ausschreitungen gegen 
die Ahmediyyas mehr gegeben hat. Gewisse „staatliche Diskriminie- 
rungen“ demgegenüber bedeuten Beschränkungen wie z. B. der bereits 
oben erwähnte Umstand, daß Ahmediyyas ebenso wie Christen, Hindus 
und andere keine Spitzenfunktionen in Politik, Verwaltung und den 
Streitkräften besetzen können. 


3. 


Abgeordneter 

Clemens 


(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung bestätigen, daß von den 
in Großbritannien und Frankreich vorhandenen 
162 Nuklearsystemen bis auf 18 französische Land - 
raketen alle Waffen bereits im SALT-Abkommen 
veranschlagt worden sind? 


Antwort des Staatsministers Dr. Mertes 
vom 15. Juli 

Die Bundesregierung kann nicht bestätigen, daß in den SALT-Abkom- 
men britischen und französische Nuklearsysteme veranschlagt worden 
sind. Vor der Unterzeichnung des Interimsabkommens zwischen den 
USA und der Sowjetunion zur Begrenzung strategischer Offensivwaffen 
gab die sowjetische Delegation eine Erklärung ab, mit der sie bean- 
spruchte, die Zahl ihrer modernen U-Boote erhöhen zu können, wenn 
die Verbündeten der Vereinigten Staaten eine solche Erhöhung vor- 
nähmen. Die amerikanische Seite erklärte ausdrücklich, diese Erwä- 
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gungen nicht akzeptieren zu können. In dem nicht ratifizierten SALT- 
II-Abkommen findet sich kein Hinweis auf britische und französi- 
sche Waffen. 

4. Abgeordneter Um welche britischen Raketensysteme handelt es 
Clemens sich, und über welche Reichweiten verfügen sie? 

(CDU/CSU) 


Antwort des Staatsministers Dr. Mertes 
vom 15. Juli 

Es handelt sich um U-Boot-gestützte Raketen des Typs Polaris mit 
einer Reichweite von 4600 Kilometer. 


5. Abgeordneter ' Um welche französischen Raketensysteme handelt 
Clemens es sich, und über welche Reichweiten verfügen sie 9 

(CDU/CSU) 


Antwort des Staatsministers Dr. Mertes 
vom 15. Juli 

Es handelt sich um U-Boot-gestützte Raketen des Typs MSBS M-20 mit 
einer Reichweite von ca. 3000 Kilometer. 

Die 18 landgestützten Raketen Frankreichs des Typs SSBS S-3 haben 
eine Reichweite von 3500 Kilometer. 


6. Abgeordnete Inwieweit teilt die Bundesregierung die Einschät- 
Frau Potthast zung der GRÜNEN, daß die Anwesenheit auslän- 

(DIE GRÜNEN) discher strategischer Fernwaffen ohne deutsche 

Veto-Möglichkeit gegen deren Einsatz die nationale 
Souveränität der Bundesrepublik Deutschland ver- 
letzt? 


Antwort des Staatsministers Dr. Mertes 
vom 6. Juli 

Die Bundesrepublik Deutschland ist keine Nuklearmacht und strebt 
diesen Status nicht an; sie hat bereits 1954 im WEU-V ertrag und durch 
Ratifizierung des Vertrags über die Nichtverbreitung von Kernwaffen 
(1968) auf die Verfügungsgewalt über Kernwaffen verzichtet. 

Angesichts der Bedrohung durch eine expansive, konventionell und 
nuklear hochgerüstete Sowjetunion bleibt der Bundesrepublik Deutsch- 
land jedoch auf den nuklearen Schutz der Vereinigten Staaten ange- 
wiesen. 

Die im Bündnis vereinbarten Konsultationsverfahren und Einsatzricht- 
linien stellen die volle Berücksichtigung der Interessen aller Mitglied- 
staaten, also auch der nichtnuklearen Bündnispartner, sicher. Die 
Stimme von Stationierungsländem wie der Bundesrepublik Deutsch- 
land hat hierbei besonderes Gewicht. 

Im übrigen erfolgt die Stationierung neuartiger, nichtkonventioneller 
amerikanischer Waffen im Bundesgebiet in Übereinstimmung mit den 
Verteidigungsplänen der NATO und im Einvernehmen mit der Bundes- 
regierung. 

Die Souveränität der Bundesrepublik Deutschland bleibt daher gewahrt. 


7. Abgeordneter 

Klein 

(Dieburg) 

(SPD) 


Was hat die Bundesregierung seit der vom Deutschen 
Bundestag zustimmend zur Kenntnis genommenen 
Entschließung des Europäischen Parlaments (Druck- 
sache 8/4504 vom 13. Oktober 1980) getan, um die 
Verfolgung der Anhänger der Bahai-Religionsge- 
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meinschaft im Iran zu beenden und den Mitglie- 
dern dieser Glaubensgemeinschaft ihre Religions- 
ausübung zu ermöglichen? 


Antwort des Staatsministers Dr. Mertes 
vom 6. Juli 


Die Bundesregierung befaßt sich mit dem Schicksal der Bahai-Gemeinde 
in Iran, seitdem deren schwierige Lage nach der iranischen Revolution 
bekannt geworden ist. Sie hat sich wiederholt bei der iranischen Regie- 
rung dafür eingesetzt, daß die in internationalen Konventionen — denen 
auch Iran angehört — garantierten Menschen- und Freiheitsrechte ge- 
währleistet werden. Sie hat zahlreiche Begegnungen auf politischer 
Ebene dazu benutzt, auf die negative Wirkung hinzuweisen, die vor 
allem die Hinrichtung von Menschen aus religiösen Gründen bei uns 
auslöst. 

Darüber hinaus hat die Bundesregierung immer wieder Berichte über 
Verfolgungsmaßnahmen gegen Bahai in Iran zum Anlaß genommen, 
mit ihren europäischen Partnern die iranische Regierung aufzufordern, 
diese Menschenrechtsverletzungen einzustellen. Allein im vorigen Jahr 
wurden folgende Schritte unternommen: 


29. Juni 1982: 
17. Juli 1982: 


26. November 1982: 


27. Dezember 1982: 


Demarche der Zehn durch die belgische Präsi- 
dentschaft beim Generalsekretär der VN 

Demarche der Zehn bei der iranischen Regie- 
rung in Teheran, unterstützt von Australien, 
Österreich, Finnland, Norwegen, Portugal 

Erklärung der EG-Präsidentschaft vor dem 
3. Ausschuß der VN-Generalversammlung zur 
Frage der „Religiösen Intoleranz“ 

Erneute Demarche der Zehn mit anderen west- 
lichen Staaten in Teheran durch Vertreter der 
Präsidentschaft (Dänemark) 


In Übereinstimmung mit der Resolution des Europäischen Parlaments 
vom 10. März 1983 (Drucksache 9/2437 vom 23. März 1983) hat 
die Bundesregierung als Präsidentschaft der Zehn am 23. März 1983 
durch das Auswärtige Amt in Bonn gegenüber dem iranischen Bot- 
schafter und durch unsere Botschaft in Teheran gegenüber dem irani- 
schen Außenministerium eine weitere Demarche zugunsten der Bahai 
unternommen. 


Die Menschenrechtskommission der Vereinten Nationen hat bei ihrer 
diesjährigen Sitzung (31 . Januar bis 11. März 1983) mit unserer Unter- 
stützung eine Resolution über die Menschenrechtslage in Iran, insbe- 
sondere hinsichtlich religiöser Intoleranz, verabschiedet. Darin bringt 
die Menschenrechtskommission ihre Besorgnis zum Ausdruck und 
bittet den Generalsekretär der VN, diese Angelegenheit mit der irani- 
schen Regierung zu erörtern. 

Bei allen unseren Entscheidungen müssen wir allerdings auch berück- 
sichtigen, daß Interventionen der europäischen Staaten unter Um- 
ständen negative Auswirkungen für die Betroffenen haben können. 


Die Bundesregierung wird jedoch fortfahren, mit allen ihr zur Verfü- 
gung stehenden Mitteln sich dafür einzusetzen, daß die Menschenrechte 
in Iran gewahrt bleiben und die Verfolgung von Mitgliedern der Bahai- 
Sekte eingestellt wird. 


8. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß sich 
Pfeffermann die wirtschaftliche Lage der Bevölkerung in Polen 

(CDU/CSU) in den letzten Monaten nicht wesentlich verbessert 

hat, und welche Möglichkeiten sieht die Bundesre- 
gierung, die Hilfsbereitschaft breitester Bevölke- 
rungskreise in der Bundesrepublik Deutschland 
durch ähnliche Maßnahmen wie die Portofreiheit 
im Jahr 1982 zu unterstützen? 
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Antwort des Staatsministers Dr. Mertes 
vom 11. Juli 

Die Bundesregierung begrüßt die intensive Anteilnahme der Bürger der 
Bundesrepublik Deutschland am Schicksal der polnischen Bevölkerung. 
Diese Anteilnahme erreichte ihren Höhepunkt während der besonders 
kritischen Versorgungslage in Polen im Frühjahr und in den Monaten 
November/Dezember 1982, als insgesamt 8 Millionen Pakete von Bür- 
gern der Bundesrepublik Deutschland nach Polen versandt wurden. Die 
Bundesregierung unterstützte diese Hilfsbereitschaft mit der Übernahme 
der Portogebühren in Höhe von fast 175 Millionen DM. 

Obwohl Polen von einer Bewältigung seiner wirtschaftlichen Probleme 
noch weit entfernt ist, ergibt sich doch aus wichtigen Wirtschaftsindi- 
katoren, daß eine Konsolidierung der polnischen Wirtschaft begonnen 
hat. Die Versorgung der Bevölkerung Polens insbesondere mit Grund- 
nahrungsmitteln hat sich in letzter Zeit erheblich gebessert. 

Die Aktivitäten privater deutscher Hilfsorganisationen haben auch im 
laufenden Jahr nicht nachgelassen. Allein die drei größten unter ihnen 
(Caritas, Diakonisches Werk, DRK) haben während der Monate Januar 
bis Mai über 23 Millionen DM zur Verfügung gestellt. Auch die EG 
wird sich weiterhin an der Polenhilfe beteiligen (1983 voraussichtlich 
insgesamt 23,5 Millionen ECU = ca. 59,0 Millionen DM). 

Die Bundesregierung beobachtet die wirtschaftliche Lage der polni- 
schen Bevölkerung mit Aufmerksamkeit unter dem Gesichtspunkt, 
ob und gegebenenfalls welche weiteren Unt erst ützungsip aßnahmen 
zugunsten der Bevölkerung erforderlich erscheinen. 

9. Abgeordneter Steht die Bundesregierung bei dem Fährprojekt 
Gansei Kiel-Klaipeda weiterhin zu dem Angebot aus der 

(SPD) Regierungserklärung „zur Zusammenarbeit mit der 

Sowjetunion“ unter Einschluß „gegenseitiger vor- 
teilhafter und ausgewogener Wirtschaftsbeziehun- 
gen“? 


Antwort des Staatsministers Dr. Mertes 
vom 11. Juli 

Die Sowjetunion hat 1981 Interesse an der Herstellung einer Eisenbahn- 
fährverbindung für den Gütertransport zwischen Memel (Klaipeda) und 
einem Hafen in Schleswig-Holstein geäußert. Sie hat jedoch bisher keine 
entsprechende Darstellung des ihr vorschwebenden Projekts übermittelt. 
Deshalb war bisher schon aus diesem Grunde eine Prüfung der sowjeti- 
schen Vorstellungen nicht möglich. Es versteht sich, daß ein derart 
bedeutendes Vorhaben, das so komplexe Fragen aufwirft, auch im Zu- 
sammenhang mit der allgemeinen politischen Lage gesehen werden 
muß. 

10. Abgeordneter Hat die Bundesregierung bei ihrem Besuch in Mos- 

Gansel kau das Fährprojekt Kiel — Klaipeda angesprochen? 

(SPD) 

Antwort des Staatsministers Dr. Mertes 
vom 11. Juli 

Nein. Das Projekt einer Ostseefähre ist auch von sowjetischer Seite 
weder bei den Gesprächen, die Bundeskanzler Dr. Kohl in Moskau ge- 
führt hat, noch bei den hauptsächlich den Wirtschaftsthemen gewid- 
meten Gesprächen von Bundesminister Dr. Graf Lambsdorff mit Mini- 
sterpräsident Tichonow, Stellvertretendem Ministerpräsidenten Kon- 
standow und Außenhandelsminister Patolitschew angeschnitten worden. 

11. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Realisie- 

G ansei rung des Fährprojekts Kiel -Klaipeda für die durch 

(SPD) die Werftkrise belastete Kieler Region eine erheb- 

liche Bedeutung hat und daß die Stadt Kiel im Zu- 
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sammenwirken mit der schleswig-holsteinischen 
Landesregierung im Begriff ist, von dem mehrheit- 
lich im Bundesbesitz befindlichen Unternehmen 
Howaldt-Werke-Deutsche Werft AG das für das 
Fährprojekt erforderliche Grundstück zu erwerben? 


Antwort des Staatsministers Dr. Mertes 
vom 1 1 . Juli 

Die regionalwirtschaftlichen Auswirkungen des Projekts in der nord- 
deutschen Küstenregion konnten wegen der fehlenden Unterlagen eben- 
falls noch nicht geprüft werden. Über Einzelheiten der Gespräche hin- 
sichtlich eines Grundstücks der Howaldt-Werke-Deutsche Werft AG in 
Kiel liegen der Bundesregierung keine Informationen vor. 


12. Abgeordneter Seit wann ist die Bundesregierung über das Projekt 
Jungmann einer Eisenbahnfährverbindung zwischen Klaipeda 

(SPD) in der Sowjetunion und Kiel in der Bundesrepublik 

Deutschland unterrichtet? 


Antwort des Staatsministers Dr. Mertes 
vom 13. Juli 

Der Vorschlag zur Einrichtung einer Eisenbahnfährverbindung zwischen 
einem sowjetischen Hafen und einem deutschen Ostseehafen wurde von 
sowjetischer Seite erstmals im Rahmen der bilateralen Schiffahrtsge- 
spräche im Juli 1981 im Hamburg unterbreitet. 


13. Abgeordneter 

Jungmann 

(SPD) 


Hat die Bundesregierung an Gesprächen des schles- 
wig-holsteinischen Wirtschaftsministers im Juni 
dieses Jahrs in Moskau mitgewirkt, und bewertet die 
Bundesregierung das Fährprojekt positiv? 


Antwort des Staatsministers Dr. Mertes 
vom 13. Juli 

Die Bundesregierung hat den Wirtschafts- und Verkehrsminister Schles- 
wig-Holsteins vor seiner Reise in die Sowjetunion über den Sachstand 
aus ihrer Sicht unterrichtet. Ein Vertreter der Botschaft war bei den 
Gesprächen von Minister Westphal in Moskau anwesend. 

Da die Sowjetunion zu dem von ihr vorgeschlagenen Projekt einer Ei- 
senbahnfähre bisher keine eingehende Darstellung übermittelt hat, war 
es der Bundesregierung schon aus diesem Grund bisher nicht möglich, 
diese Projektidee zu bewerten. Es versteht sich, daß ein derart bedeu- 
tendes Vorhaben nicht nur unter wirtschafts- und verkehrspolitischen 
Aspekten sorgfältig geprüft werden muß, sondern auch im Zusammen- 
hang mit der allgemeinen politischen Lage zu sehen ist. 


14. Abgeordneter 
Dr. Holtz 
(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Contadora- 
Initiative in Mittelamerika, und wie gedenkt sie, 
gegebenenfalls diese Initiative zu unterstützen? 


Antwort des Staatsministers Dr. Mertes 
vom 13. Juli 

Die Bundesregierung hat die Unterstützung der Contadora-Initiative 
wiederholt bekräftigt. 

Ausdruck dessen ist auch die gemeinsame Stellungnahme der EG- 
Partner zu Zentralamerika in den Schlußfolgerungen des Europäischen 
Rats in Stuttgart im Juni dieses Jahrs. Dort heißt es: 
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Die Staats- und Regierungschefs bekräftigten ihr großes Interesse an den 
Entwicklungen in Mittelamerika. Sie sind tief besorgt über die wirt- 
schaftlichen und sozialen Bedingungen in vielen Teilen dieser Region, 
über die sich daraus ergebenden Spannungen und über das weit ver- 
breitete Elend und Blutvergießen. 

Sie sind der Überzeugung, daß die Probleme Mittelamerikas nicht mit 
militärischen Mitteln gelöst werden können, sondern nur durch eine 
politische Lösung, die in der Region selbst ihren Ursprung hat und die 
die Grundsätze der Nichteinmischung und Unverletzlichkeit der Gren- 
zen beachtet. Deshalb unterstützen sie nachdrücklich die derzeitige Ini- 
tiative der Contadora-Gruppe. Sie betonten die Notwendigkeit, demo- 
kratische Bedingungen zu schaffen und die Menschenrechte in der 
Region strikt zu beachten. 

Sie sind auch in Zukunft bereit, ihren Beitrag zur weiteren Entwick- 
lung in dieser Region zu leisten, um Fortschritte auf dem Weg zur 
Stabilität zu fördern. 


15. Abgeordneter 
Voigt 

(Frankfurt) 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, ob die Fahrer 
deutscher Lastkraftwagen in der Türkei willkür- 
lichen Schikanen durch die türkische Polizei aus- 
gesetzt sind? 


16. Abgeordneter Was kann die Bundesregierung gegebenenfalls un- 
Voigt ternehmen, um zu verhindern, daß derartige Schi- 

(Frankfurt) kanen angewandt werden? 

(SPD) 


17. Abgeordneter Inwieweit ist die deutsche Botschaft in der Lage, 

Voigt den Fahrern jener Lastkraftwagen zu helfen, die 

(Frankfurt) solchen willkürlichen Schikanen unterworfen sind? 

(SPD) 


Antwort des Staatsministers Dr. Mertes 
vom 14. Juli 

Der Bundesregierung liegt das Schreiben eines einzelnen deutschen 
Lastkraftwagenfahres vor, in dem dieser über seine negativen Erfah- 
rungen sowie zahlreiche Mißhelligkeiten berichtet und auch über angeb- 
lich unkorrektes Verhalten der türkischen Verkehrspolizei Klage führt. 
Die darin erwähnten Vorfälle erstrecken sich auf die Zeit bis Juli 1982. 
Die Bundesregierung kann sich über ihre Auslandsvertretungen im 
Rahmen der konsularischen Betreuung deutscher Staatsangehöriger 
gegenüber den Behörden des Gastlandes wegen Abhilfe gegen schika- 
nöses Verhalten von Polizeiorganen nur dann einsetzen, wenn die Hilfe 
der jeweils zuständigen Auslandsvertretung (Botschaft oder Konsulat) 
im konkreten Fall unverzüglich und mit entsprechenden Nachweisen 
in Anspruch genommen wird. 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


18. Abgeordneter 

Jahn 

(Marburg) 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, darauf hinzuwirken, 
daß die zur Aussonderung bestimmten Funkkom- 
mandowagen, die als Führungskraftwagen im Ka- 
tastrophenschutz eingesetzt waren, und die zur 
Aussonderung vorgesehenen Brandschutzfahrzeuge, 
die in die Ortsfeuerwehren integriert sind, nicht aus- 
gesondert, sondern zu angemessenen Bedingungen 
den Katastrophenschutzeinheiten bzw. Feuerwehren 
zum weiteren Gebrauch überlassen werden? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Fröhlich 
vom 18. Juli 

Die Bundesrepublik Deutschland hat bereits im September 1979 mit 
der VEBEG-Verwertungsgesellschaft mbH in einem Vertrag über die 
Verwertung ausgesonderter Fahrzeuge und sonstigen Ausstattungs- 
materials des erweiterten Katastrophenschutzes vereinbart, daß aus- 
gesonderte Fahrzeuge des erweiterten Katastrophenschutzes des Bundes 
von den bisherigen Besitzern (Hilfsorganisationen oder Gemeinde) zu 
besonders günstigen Bedingungen erworben werden können, wenn 
diese dies wünschen. 

Über das Bestehen dieser Vereinbarung sind die das Gerät des Bundes 
verwaltenden Behörden der Kreisstufe und die privaten Hilfsorgani- 
sationen durch das Bundesamt für Zivilschutz unterrichtet worden. 

19. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Absicht des 
Büchner Deutschen Sportbunds und des Nationalen Olym- 

(Speyer) pischen Komitees für Deutschland, in Köln ein 

(SPD) „Deutsches Sportmuseum“ zu errichten, und welche 

inhaltlichen, sporthistorischen und sportpolitischen 
Erwartungen verbindet die Bundesregierung gege- 
benenfalls mit dem Bau eines solchen Projekts? 

Sieht die Bundesregierung generell die Notwendig- 
keit für die Errichtung eines „Deutschen Sport- 
museums“ in Köln, und welche Vorstellungen hat 
die Bundesregierung zur Finanzierung und zum 
Baubeginn dieses Vorhabens des Deutschen Sport- 
bunds und des Nationalen Olympischen Komi- 
tees für Deutschland? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 20. Juli 

Die Bundesregierung hat ihre Entscheidung über eine finanzielle Betei- 
ligung an der Errichtung eines „Deutschen Sportmuseums“ von der 
Vorlage eines Gesamtkonzepts (unter Darlegung der Bau- und Folge- 
kosten, der Finanzierung, der Trägerschaft usw.) abhängig gemacht. 
Verbindliche Vorstellungen sind ihr bisher nicht mitgeteilt worden. 
Sie sieht sich deshalb derzeit weder zu einer Beurteilung der Absicht, 
ein „Deutsches Sport museum“ zu errichten, noch zu einer Aussage 
über die Notwendigkeit der Errichtung, der Finanzierung sowie den 
Baubeginn dieses Vorhabens in der Lage. 

21. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung das technische 
Kriszan Konzept einer für Dragahn oder Schwandorf geplan- 

(DIE GRÜNEN) ten Wiederaufarbeitungsanlage der Deutschen Ge- 
sellschaft für Wiederaufarbeitung von Kernbrenn- 
stoffen mbH, daß sie am 9. Mai 1983 der niedersäch- 
sischen Landesregierung vorstellte, und in Verbin- 
dung mit dieser Vorstellung der technischen Kon- 
zeption den einmal mehr deutlich gewordenen Tat- 
bestand, daß das Zurückhalten einer Reihe gefähr- 
licher Radionukleide, z. B. Krypton 85 und Jod 
129, in der Konzeption der DWK weder geplant 
wird noch technisch möglich sein soll? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 21. Juli 

Ein Urteil über das technische Konzept der für Dragahn oder Wackers- 
dorf geplanten Wiederaufarbeitungsanlage ist nur nach einer im Rahmen 
des Atomrechtlichen Genehmigungsverfahrens durchzuführenden ver- 
tieften Prüfung der vom Antragsteller vorzulegenden Planungsunter- 
lagen möglich. Erst nach Abschluß dieser noch andauernden Prüfung 
wird sich die Bundesregierung ein diesbezügliches Urteil bilden. 


20. Abgeordneter 
Büchner 
(Speyer) 
(SPD) 


8 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/268 


Die Mengen radioaktiver Stoffe, die beim Betrieb einer Wideraufar- 
beiturigsanlage an die Umgebung abgegeben werden dürfen, werden 
im atomrechtlichen Genehmigungsverfahren von der zuständigen 
Genehmigungsbehörde unter Beachtung der Strahlenschutzverordnung 
festgesetzt. Der Antragsteller hat in diesem Genehmigungsverfahren 
nachzuweisen, daß durch die vorgesehenen Rückhaltemaßnahmen 
beim späteren Anlagenbetrieb diese zulässigen Abgabemengen nicht 
überschritten werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


22. Abgeordneter 

Grünbeck 

(FDP) 


Bestehen Pläne, Pensionszusagen in der Bilanz 
rückstellungspflichtig werden zu lassen, und bis 
wann ist mit der Vorlage entsprechender Gesetze 
zu rechnen, nachdem der Beitragssatz für 34 000 
Pflichtmitglieder des Pensionssicherungsvereins al- 
lein im vergangenen Jahr von 2 v. T. auf 6,9 v. T 
der Bemessungsgrundlage von 145 Milliarden DM 
stieg, in den ersten fünf Monaten des Jahrs 1983 
weitere 133 Konkurse oder Vergleiche von der 
Selbsthilfeeinrichtung der Wirtschaft bearbeitet 
wurden und dabei erneut 5200 versorgungsberech- 
tigte Rentner mit einem Aufwand von 110 Millio- 
nen DM hinzukommen werden, sowie es ihzwischen 
mehr als 200 000 Versorgungsberechtigte gibt, die 
mit ihrer Betriebsrente und Anwartschaften durch 
den Pensionssicherungsverein gesichert werden 
müssen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Kinkel 
vom 15. Juli 

Der Regierungsentwurf eines Bilanzrichtlinie-Gesetzes, zu dem der 
Bundesrat heute Stellung nehmen (Bundesrats-Drucksache 257/83) und 
der dem Deutschen Bundestag voraussichtlich im Herbst dieses Jahrs 
zur ersten Lesung vorliegen wird, sieht in § 250 Abs. 3 HGB für den 
Ausweis von Pensionszusagen im Jahresabschluß eine Neuregelung vor. 
Danach soll es zwar dabei bleiben, daß in der Bilanz Rückstellungen für 
laufende Pensionen, Anwartschaften auf Pensionen und ähnliche Ver- 
pflichtungen nicht gebildet zu werden brauchen. Wenn diese Rückstel- 
lungen aber ganz oder teilweise unterbleiben, müssen Unternehmen, die 
ihren Jahresabschluß offenzulegen haben, den Betrag, der anderenfalls 
zurückzustellen gewesen wäre, im Anhang - das ist der Erläuterungsteil 
des Jahresabschlusses - angeben. Diese Regelung soll für Aktiengesell- 
schaften, Kommanditgesellschaften auf Aktien, GmbH, Genossen- 
schaften, Kreditinstitute, Versicherungsunternehmen und alle unter 
'das Publizitätsgesetz fallenden Großunternehmen gelten. Andere Un- 
ternehmen sollen verpflichtet werden, auf das Bestehen solcher Ver- 
pflichtungen in geeigneter Weise hinzuweisen. 

Die wesentliche Änderung gegenüber dem geltenden Recht besteht 
darin, daß der Leser des Jahresabschlusses eines offenlegungspflichtigen 
Unternehmens in Zukunft alle Informationen erhält, die er benötigt, 
um die Auswirkungen solcher Verpflichtungen auf die Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage des Unternehmens beurteilen zu können. Die 
Wirksamkeit der Neuregelung wird dadurch gesichert, daß die Auflö- 
sung gebildeter Rückstellungen nur zugelassen werden soll, soweit die 
betreffende Verpflichtung entfallen ist. 


23. Abgeordneter 

Bohl 

(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung angesichts der Tatsache, 
daß in Konkurs befindliche Unternehmen vom Kon- 
kursverwalter zum Teil über mehrere Jahre weiter- 
geführt werden, es im Rahmen der Änderung der 
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Konkursordnung für sinnvoll, die Fortführung eines 
Unternehmens durch den Konkursverwalter zeitlich 
zu begrenzen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Kinkel 
vom 19. Juli 

Die Fortführung eines insolventen Unternehmens durch den Konkurs- 
verwalter kann gewisse Vorteile haben; insbesondere kann sie zu einer 
besseren Befriedigung der Gläubiger führen und der Erhaltung von 
Arbeitsplätzen dienen. Andererseits kann sie Wettbewerbsverzerrungen 
zur Folge haben, weil das über längere Zeit fortgeführte insolvente Un- 
ternehmen zu günstigeren Bedingungen arbeiten kann als eine nicht im 
Konkurs befindliche Firma, vor allem weil die Konkursforderungen 
faktisch gestundet und nicht zu verzinsen sind. 

Nach den bisherigen Vorstellungen der Kommission für Insolvenzrecht, 
die der Bundesregierung Vorschläge zur Reform der Konkurs- und der 
Vergleichsordnung vorlegen wird, sollen insolvente, aber erhaltungs- 
fähige Unternehmen in einem für das deutsche Recht neuartigen Reor- 
ganisationsverfahren saniert werden. Auf die Gestaltung dieses Ver- 
fahrens sollen die Gläubiger weitgehend Einfluß nehmen können. Da- 
durch werden sie in die Lage versetzt, auch die Dauer des Verfahrens 
entscheidend mitzubestimmen. Überdies soll das Verfahren nach den 
Vorstellungen der Kommission so konzipiert werden, daß das Unter- 
nehmen möglichst schnell wieder unter den allgemeinen Bedingungen 
am Wirtschaftsverkehr teilnehmen kann. Eine gesetzlich festgelegte 
Frist für die Dauer der Fortführung des Unternehmens unter Konkurs- 
bedingungen erscheint bei einer solchen Konzeption entbehrlich. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


24. Abgeordneter 
Esters 
(SPD) 


Wird die Bundesregierung für 1983 die von ihr an- 
genommene Höhe des Aufkommens aus der Inve- 
stitionshilfeabgabe nach unten korrigieren, nach- 
dem abzusehen ist, daß das Aufkommen weit hinter 
den Erwartungen zurückbleibt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 18. Juli 

Die Investitionshilfeabgabe ist im Haushalt 1983 mit 1 Milliarde DM 
als Teil der Nettokreditaufnahme von 40,9 Milliarden DM veranschlagt. 
Der Betrag von 1 Milliarde DM wird im Jahresverlauf 1983 voraussicht- 
lich nicht ganz erreicht, wobei zu beachten ist, daß insbesondere wegen 
der zum Jahresende vielfach üblichen zusätzlichen Gehälter mit einem 
erheblich höheren kassenmäßigen Aufkommen als in den Vormonaten 
zu rechnen ist. 

Eine Korrektur des Sollansatzes 1983 - die im übrigen nur im Rahmen 
eines Nachtrags rechtlich möglich wäre - ist nicht geboten zumal zu 
erwarten ist, daß die Ermächtigung zur Nettokreditaufnahme von 
40,9 Milliarden DM schon wegen höherer Steuereinnahmen nicht voll 
ausgeschöpft wird. 


25. Abgeordnete 

Frau 

Seiler-Albring 

(FDP) 


Aus welchen Gründen sind bei der Reform der 
Grunderwerbsteuer die ,,freiwüligen Umlegungen 
zur Vermeidung des gesetzlichen Umlegungsver- 
fahrens“ in die Grund erwerbsteuerpflicht einbe- 
zogen worden? 


10 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/268 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 18. Juli 

Wesentliches Ziel der Grunderwerb Steuerreform war, die zahlreichen 
und kaum überschaubaren Steuerbefreiungen bei gleichzeitiger Sen- 
kung des Steuersatzes von 7 v. H. auf 2 v. H. zu beseitigen. Die Beibe- 
haltung einzelner Steuerbefreiungen hätte zu unabweisbaren Berufun- 
gen geführt. Damit wäre das mit der Reform angestrebte Ziel gefährdet 
worden. Aus diesem Grund mußten auch die landesrechtlichen Vor- 
schriften aufgehoben werden, nach denen freiwillige Baulandumle- 
gungen grunderw erb st euer frei durchgeführt werden konnten. 

Zur Zeit wird geprüft, ob für Erwerbsvorgänge im Rahmen von frei- 
willigen Umlegungen mit Inkrafttreten des neuen Grunderwerbsteuer- 
gesetzes eine Steuerbefreiung nach § 79 Abs. 1 Satz 1 des Bundesbau- 
gesetzes in Betracht kommt. Über diese Auslegungsfrage entscheiden 
die Länder in eigener Zuständigkeit, da es sich bei der Grunderwerb- 
steuer um eine Ländersteuer handelt. Wie der Bundesregierung bekannt 
ist, hat sich die Konferenz der Landesfinanzminister am 5. Mai 1983 
mit der Angelegenheit befaßt. Die endgültige Entscheidung steht noch 
aus. 


26. Abgeordnete 

Frau 

Seiler-Albring 

(FDP) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, eine Gesetzes- 
änderung vorzuschlagen, durch die die genannten 
Vorgänge wieder grunderwerbsteuerfrei werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 18. Juli 

Die Bundesregierung wird über Vorschläge zur Änderung des Grund- 
erwerbsteuergesetzes erst entscheiden, wenn die Rechtslage endgültig 
geklärt ist. 


27. Abgeordneter 

Wieczorek 

(Duisburg) 

(SPD) 


W T ie beurteilt die Bundesregierung die in der Presse 
wiedergegebene Feststellung des Städte- und Ge- 
meindebunds vom 4. Juli 1983, daß die Kommunen 
durch die Erhöhung der Mehrwertsteuer ab 1. Juli 
1983 bei ihren Investitionen und ihrem laufenden 
Sachaufwand mit Mehrbelastungen von mehreren 
Hundert Millionen DM rechnen müssen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 19. Juli 

Die Bundesregierung hat wiederholt in Antworten auf entsprechende 
Anfragen erklärt, daß sich Mehrbelastungen in den öffentlichen Haus- 
halten durch eine Erhöhung der Umsatzsteuer ergeben. Rein rechne- 
rische Ermittlungen der Kostenerhöhung für Investitionen und Sach- 
ausgaben können aber zu keinem sachgerechten Ergebnis führen, weil 
einerseits die Kostenerhöhung vom nicht exakt vorauszusagenden 
Ausgabeverhalten der Kommunen abhängt. Andererseits ist es nicht 
möglich abzuschätzen, in welchem Umfang die Unternehmen die 
Umsatzsteuererhöhung in den Preisen überwälzen. Die Bundesregie- 
rung kann deshalb die in der Presse wiedergegebene hypothetische 
Berechnung des Städte- und Gemeindebunds in der dort bekanntge- 
gebenen Belastungshöhe nicht bestätigen. 


28. Abgeordneter 

Wieczorek 

(Duisburg) 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung angesichts der Berechnun- 
gen des Städte- und Gemeindebunds bereit, ihre 
früher geäußerte Auffassung zu revidieren, daß eine 
Zahlenangabe über Höhe und zeitliche Verteilung 
der Belastungen durch die Mehrwertsteuererhöhung 
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nicht möglich sei, und wird sie nun endlich eigene 
Berechnungen - gegebenenfalls unter Annahme 
einer Vollüberwälzung - vorlegen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 19. Juli 

Auf Grund der vorstehenden Ausführungen ist die Bundesregierung 
nicht bereit und in der Lage, ihre bisher geäußerte Auffassung zu 
revidieren . 

29. Abgeordneter Wie hoch schätzt die Bundesregierung die Summe 
Esters der Steuermindereinnahmen 1984/1985 in den 

(SPD) einzelnen Bundesländern (einschließlich ihrer Ge- 

meinden) durch das Steuerentlastungsgesetz 1984 
und die geplanten Maßnahmen zur Vermögensbil- 
dung? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 19. Juli 

Die Bundesregierung schätzt die Summe der Steuermindereinnahmen 
1984/1985 in den einzelnen Bundesländern (einschließlich ihrer Ge- 
meinden) durch das Steuerentlastungsgesetz und die geplanten Maß- 
nahmen zur Vermögensbildung nach der Steuerschätzung vom 13. bis 
15. Juli 1983 wie folgt (in Millionen DM; einschließlich Auswirkungen 
im Länderfinanzausgleich): 

1984 1985 


Schleswig-Holstein 

— 

75 



148 

Niedersachsen 

_ 

210 



425 

Nordrhein-Westfalen 

— 

550 



1113 

Hessen 

_ 

180 



362 

Rheinland-Pfalz 

— 

107 



218 

Baden-Württemberg 

— 

317 



616 

Bayern 

— 

336 



669 

Saarland 


29 



61 

Hamburg 

— 

81 



165 

Bremen 

_ 

30 



55 

Berlin 

- 

46 

- 

92 

Zusammen 

— 

1962 

— 

3924 


Die regio nalisierte Berechnung der Steuerausfälle stützt sich auf die 
Länderanteile am Aufkommen der einzelnen Steuern, wie sie Baden- 
Württemberg seiner im Auftrag der Länder durchgeführten Regio- 
nalisierung der Steuerschätzungen zugrundelegt. Eine solche Auf- 
schlüsselung der Steuerausfälle auf die einzelnen Länder kann nur eine 
grobe Schätzung darstellen, weil die Entlastungsmaßnahmen vor allem 
auf die Betriebsvermögen zielen, die in den einzelnen Ländern durchaus 
unterschiedliche Anteile an der als Regionalisierungsschlüssel verwen- 
deten Gesamtbemessungsgrundlage der Vermögensteuer haben können. 
Zudem bleibt offen, ob die Sonderabschreibungsmöglichkeiten in allen 
Ländern - wie in der Schätzung unterstellt. - in relativ gleichem Aus- 
maß genutzt werden. 

30. Abgeordneter Welche finanziellen Belastungen aus diesen Maß- 
Esters nahmen haben die einzelnen Bundesländer in den 

(SPD) Gesprächen zur Neuverteilung der Umsatzsteuer 

gegenüber der Bundesregierung geltend gemacht? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 19. Juli 


12 


In den Gesprächen zur Neuverteilung der Umsatzsteuer, die zwischen 
dem Bundesfinanzminister und einer Kommission aus vier Länderver- 
tretern geführt wurden, haben die Vertreter der Bundesländer entspre- 
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chend Artikel 106 Abs. 4 Satz 1 des Grundgesetzes die Gesamtbela- 
stung der Länder aus den vorgesehenen Maßnahmen geltend gemacht. 
Die Belastungen einzelner Länder sind für die Verhandlungen nicht 
herangezogen worden. 

31. Abgeordneter Wie hoch schätzt die Bundesregierung die Summe 

Esters der Steuermehreinnahmen 1984/1985 in den ein- 

(SPD) zelnen Bundesländern (einschließlich ihrer Gemein- 

den) durch die in der Regierungserklärung vom 
4. Mai 1983 angesprochene „zweite Hälfte der 
Umsatzsteuererhöhung“, mit der die Maßnahmen 
des Steuerentlastungsgesetzes 1984 finanziert wer- 
den sollen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 19. Juli 

Die Bundesregierung schätzt die Summe der Steuermehreinnahmen 
1984/1985 in den einzelnen Bundesländern aus der zweiten Hälfte der 
Umsatzsteuererhöhung unter Zugrundelegung der St euer Schätzung vom 
13. bis 15. Juni 1983 wie folgt (in Millionen DM): 


1984 1985 


S chleswig-Holst ein 

+ 

67 

+ 

72 

Niedersachsen 

+ 

185 

+ 

197 

Nordrhein-Westfalen 

+ 

379 

+ 

402 

Hessen 

+ 

123 

+ 

131 

Rheinland -Pfalz 

+ 

93 

+ 

99 

Baden-Württemberg 

+ 

204 

+ 

216 

Bayern 

+ 

258 

+ 

273 

Saarland 

+ 

33 

+ 

35 

Hamburg 

+ 

36 

+ 

37 

Bremen 

+ 

15 

+ 

16 

Berlin 

+ 

42 

+ 

44 

Zusammen 

+ 

1435 

+ 

1522 


Zusätzlich haben die Länder infolge der Erhöhung ihres Umsatzsteuer- 
anteils um 1 v. H.-Punkt, den sie zum Ausgleich der durch das Steuer- 
entlastungsgesetz 1984 entstehenden üb erpro portio nalen Steuerausfälle 
bei Ländern und Gemeinden erhalten, im Jahr 1984 Mehreinnahmen 
in Höhe von 1150 Millionen DM und im Jahr 1985 von 1222 Millio- 
nen DM. Danach ergeben sich für die einzelnen Länder (einschließlich 
ihrer Gemeinden) aus der „zweiten Hälfte“ der Umsatzsteuererhöhung 
und aus dem Steuerentlastungsgesetz 1984 per Saldo folgende Mehr- 
bzw. Mindereinnahmen (in Millionen DM): 


1984 1985 


Schleswig-Holstein 

+ 

41 

- 

23 

Niedersachsen 

+ 

113 

- 

81 

Nordrhein-Westfalen 

+ 

146 

— 

374 

Hessen 

+ 

45 

- 

122 

Rheinland -Pfalz 

+ 

54 

- 

47 

Baden-Württemberg 

+ 

57 

- 

219 

Bayern 

+ 

127 

- 

179 

Saarland 

+ 

27 

- 

2 

Hamburg 

- 

15 

- 

96 

Bremen 

- 

2 

— 

26 

Berlin 

+ 

31 

- 

11 

Zusammen 

+ 

623 

— 

1180 


Neben diesem Ausgleich ergeben sich für die Haushalte von Ländern 
und Gemeinden durch die Beschlüsse zum Bundeshaushalt 1984 erheb- 
liche Entlastung vor allem im Bereich der Personalausgaben; 1984 
beträgt diese Entlastung 3595 Milüonen DM und 1985 5335 Million- 
nen DM. 
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Eine Gegenüberstellung der Steuermindereinnahmen und der gesamten 
Entlastungswirkungen führt für die Bundesländer insgesamt zu einem 
positiven Saldo von 4218 Millionen DM in 1984 und 4155 Millio- 
nen DM in 1985. Aufgeschlüsselt auf die einzelnen Länder ergeben sich 
folgende Salden (in Millionen DM): 

1984 1985 


S chlesw ig-Holst ein 

+ 

184 

+ 

190 

Niedersachsen 

+ 

524 

+ 

531 

Nordrhein-Westfalen 

+ 

1087 

+ 

1016 

Hessen 

+ 

376 

+ 

372 

Rheinland -Pfalz 

+ 

246 

+ 

238 

B ad en -Württ emb erg 

+ 

596 

+ 

589 

Bayern 

+ 

693 

+ 

665 

Saarland 

+ 

92 

+ 

93 

Hamburg 

+ 

123 

+ 

106 

Bremen 

+ 

59 

+ 

62 

Berlin 

+ 

239 

+ 

293 

Zusammen 

+ 

4218 

+ 

4155 


32. Abgeordneter 
Wieczorek 
(Duisburg) 
(SPD) 


Wie werden sich nach Einschätzung der Bundes- 
regierung die kommunalen Investitionen in den 
Jahren 1983 und 1984 entwickeln, und stimmen 
diese Schätzungen mit den veröffentlichten Daten 
der kommunalen Spitzenverbände überein? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 18. Juli 


Die kommunalen Spitzenverbände haben in ihrem Gemeindefinanz- 
bericht 1983 einen Rückgang der kommunalen Sachinvestitionen um 
4,6 v. H. prognostiziert. Die Bundesregierung erwartet für 1983 eben- 
falls eine Abnahme der kommunalen Sachinvestitionen, geht dabei je- 
doch von etwas günstigeren Werten aus. 

Für 1984 erwartet die Bundesregierung wegen der Entlastungswir- 
kungen durch die haushalts- und steuerpolitischen Beschlüsse für 1983 
und 1984 bei Bund, Ländern und Kommunen, daß die öffentlichen 
Sachinvestitionen — darunter auch die der Kommunen — eher wieder 
zunehmen werden. Veröffentlichte Daten der kommunalen Spitzen- 
verbände hegen für das nächste Haushaltsjahr noch nicht vor. 


33. Abgeordneter 
Gobrecht 
(SPD) 


Wie hoch ist nach den neuesten Steuerschätzungen 
der Anteil der Lohnsteuer an der Bruttolohn- und 
Gehaltssumme in den Jahren 1983, 1984, 1985, 
1986 und 1987? 


34. Abgeordneter 
Gobrecht 
(SPD) 


Um welchen Betrag würde das Lohnsteueraufkom- 
men im Jahr 1987 niedriger sein, wenn die Lohn- 
steuerquote 1987 die gleiche Höhe hätte wie 1982? 


35. Abgeordneter 
Gobrecht 
(SPD) 


Um wieviel wird in den Jahren 1983, 1984, 1985, 
1986 und 1987 das Lohnsteueraufkommen stärker 
ansteigen als die Bruttolohn- und Gehaltssumme 
(kassenmäßige Aufkommenselastizität)? 


36. Abgeordneter 

Gobrecht 

(SPD) 


Welchen Betrag werden die Arbeitnehmer pro Mil- 
liarde Mehrverdienst in den Jahren 1983, 1984, 
1985, 1986 und 1987 an den Fiskus, an die Kirche 
und an die Sozialversicherung abzuführen haben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 19. Juli 

Nach den Ergebnissen des Arbeitskreises „Steuerschätzungen“ vom 
Juni 1983, korrigiert um die finanziellen Auswirkungen der Kabinetts- 
beschlüsse vom 29. Juni 1983, errechnet sich als Anteil der kassen- 
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mäßigen Lohnsteuer an der Bruttolohn- und -gehaltssumme einschließ- 
lich Beamtenpensionen für das Jahr 1983 eine Quote von 16,7 v. H., für 
das Jahr 1984 eine Quote von 17,2 v. H., für das Jahr 1985 eine Quote 
von 17,8 v. H., für das Jahr 1986 eine Quote von 18,5 v. H. und für das 
Jahr 1987 eine Quote von 19,2 v. H. 

Das Lohnsteueraufkommen für das Jahr 1987 würde rund 30 Milliar- 
den DM niedriger sein, wenn die Lohnsteuerquote die gleiche Höhe 
wie die des Jahres 1982, nämlich 16,0 v. H. hätte. 

Die kassenmäßige Aufkommenselastizität — definiert als Verhältnis 
der relativen Veränderung des Kassenaufkommens zur relativen Ver- 
änderung der Bruttolohn- und -gehaltssumme einschließlich Beamten- 
pensionen — erreicht im Jahr 1983 einen Wert von 33,39, im Jahr 1984 
einen Wert von 1,86, im Jahr 1985 einen Wert von 1,69, im Jahr 1986 
einen Wert von 1,73 und im Jahr 1987 einen Wert von 1 ,76. 

Pro Milliarde DM zusätzlicher Bruttolohn- und -gehaltssumme einschließ- 
lich Beamtenpensionen werden an kassenmäßiger Lohnsteuer und an 
tatsächlichen Sozialbeiträgen der Arbeitnehmer in VGR-Abgrenzung 
(Rentenversicherung, Krankenversicherung, Arbeitslosenversicherung) 
folgende Beträge (in Milliarden DM) abgeführt: 



1983 

1984 

1985 

1986 

1987 

Lohnsteuer 

0,54 

0,31 

0,29 

0,31 

0,32 

Sozialversicherung 

0,35 

0,22 

0,14 

0,15 

0,15 


Angaben zu den an die Kirchen abzuführenden Beträgen können von 
hier mangels statistischer Unterlagen nicht gemacht werden. 

Bei der Bewertung des Jahres 1983 muß darauf hingewiesen werden, 
daß eine Reihe von atypischen Faktoren (Beschäftigungsabbau um 
— I 1 / 2 v. H. erstmals wirksame Steuerrechtsänderungen wie Progres- 
sionsvorbehalt und Kappung der Vorsorgepauschale der Beamten; 
Beitragserhöhung Sozialversicherung) in der makroökonomischen Be- 
trachtungsweise bewirken, daß Lohnsteueraufkommen vor Lohnsteuer- 
jahresausgleich und Sozialbeiträge im Vergleich zur Bruttolohn- und 
-gehaltssumme einschließlich Beamtenpensionen deutlich schneller 
steigen als in anderen Jahren. 

Bei der Beurteilung der kassenmäßigen Lohnsteuer muß berücksichtigt 
werden, daß die Erstattungen an zuviel gezahlter Lohnsteuer von ver- 
anlagten Arbeitnehmern gemäß § 46 EStG nicht das Lohnsteuerauf- 
kommen, sondern das Aufkommen der veranlagten Einkommensteuer 
mindern. Die Erstattungen nach § 46 EStG liegen mittlerweile doppelt 
so hoch wie die Erstattungen im Rahmen des Lohnsteuer ahresaus- 
gleichs und zeigen zunehmende Tendenz. 

Bei den Antworten sind Entlastungen im Bereich der Lohn-/Einkom- 
mensteuer noch nicht eingerechnet. Die Bundesregierung beabsichtigt 
eine Neugestaltung des Einkommensteuertarifs; Umfang und Zeitpunkt 
werden von Fortschritten bei der Gesundung der öffentlichen Finanzen 
ab hängen. 

37. Abgeordneter 
Conradi 
(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß schweizerische 
Zahntechniker mit dem Hinweis auf steuerfreies 
Einkommen deutschen Zahnärzten anbieten, zahn- 
technische Leistungen zu niedrigeren als den deut- 
schen Preisen zu erbringen und den Preisnachlaß zu- 
gunsten des jeweiligen deutschen Zahnarztes auf ein 
schweizer Bankkonto zu überweisen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 20. Juli 

Das Bundesfinanzministerium erfuhr im Jahr 1980, daß ein schweize- 
risches Unternehmen in einem Rundschreiben unter anderem auch 


15 



Drucksache 10/268 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


deutschen Zahnärzten angeboten hatte, für zahntechnische Leistungen 
einen Rabatt zu gewähren und diesen als „steuerfreies Einkommen“ 
auf ein schweizer Bankkonto zu überweisen. 


38. Abgeordneter Wenn ja, welche Möglichkeiten sieht die Bundesre- 
Conradi gierung — gegebenenfalls unter Einschaltung der 

(SPD) deutschen Finanzbehörden — , gegen diese Praxis 

vorzugehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 20. Juli 

Das Bundesfinanzministerium hat — um gegen die genannte Praxis 
vorzugehen - die obersten Finanzbehörden der Länder in einem 
Rundschreiben umgehend über das Angebot des schweizerischen 
Unternehmens unterrichtet und darum gebeten, auch die nachgeord- 
net en Dienststellen davon in Kenntnis zu setzen. Die zuständigen 
Finanzbehörden der Länder sind angewiesen worden, in Betriebsprü- 
fungen bei Zahnärzten und Dentallabors insbesondere auch den dar- 
gestellten Sachverhalt im Auge zu behalten. 

Außerdem ist das Bundesfinanzministerium in dieser Angelegenheit 
an die Eidgenössische Steuerverwaltung herangetreten. Diese hat die 
geschilderte Praxis des schweizerischen Unternehmens mißbilligt und 
in der Angelegenheit ermittelt. Sie hat im September 1982 mirgeteilt, 
daß das schweizerische Unternehmen die beanstandeten Werbeschriften 
inzwischen nicht mehr verwende und zugesichert habe, diese auch in 
Zukunft nicht mehr zu versenden. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


39. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Wisniewski 
(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, 
aus nationalem Interesse die für die Geschichte der 
Erde unersetzlich wichtige Grube Messel für die 
Wissenschaft zu erhalten? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. von Würzen 
vom 18. Juli 

Die Diskussion um die Erhaltung der Ölschiefergrube Messel mit 
ihrem großen Reichtum an zum Teil besterhaltenen fossilen Wirbel- 
tieren ist der Bundesregierung bekannt. Für die Frage der Erhaltung 
oder Nutzung als Abfalldeponie ist allerdings in erster Linie des Land 
Hessen zuständig. Die Bundesanstalt für Geowissenschaften und Roh- 
stoffe in Hannover war im Auftrag des Hessischen Oberbergamtes in 
Wiesbaden als Obergutachter tätig. Sie hat dabei die Aspekte Fossil- 
fundplatz, Hydrogeologie, Ingenieurgeologie sowie Verwertung des 
restlichen Ölschiefers untersucht. 

Die Untersuchungsergebnisse zeigen, daß die Erhaltung der gesamten 
Grube nicht notwendig ist, da sich die Fossilführung im West teil der 
Grube konzentriert. Leider ergab sich dabei aber auch, daß die ver- 
bliebenen - übrigens wirtschaftlich uninteressanten — Ölschiefer- 
reste an den Gruben wänden sehr stark zum Rutschen neigen und daß 
Grundwasser zufließt. Bei einer sich selbst überlassenen Grube würde 
in kurzer Zeit ein völliger Verfall und damit auch eine Zerstörung des 
Fossilinhaltes eintreten. Die Kosten für Stützungsmaßnahmen sowie 
für die Wasserhaltung wären sehr hoch. Allein die Spundwände für 
einen 100 Meter langen und 20 Meter hohen Böschungsabschnitt wür- 
den über 5 Millionen DM kosten. Weiter würden solche Maßnahmen 
die paläontologischen Grabungen behindern. 
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Die vorgesehene Nutzung der Grube als Abfalldeponie und Entnahme- 
stelle für Brauchwasser gibt unter diesen Umständen den Geowissen- 
schaftlern erst die Möglichkeit, den Fossilinhalt im Westteil der Grube 
systematisch abzugraben, einen großen Teil der Fossilien zu bergen 
und damit für die Wissenschaft zu erhalten. Durch gezieltes Einbringen 
des Abfalls als Widerlager werden der Böschungsfuß stabilisiert und 
damit Rutschungen im interessantesten Teil verhindert. Durch die 
Wasserentnahme wird ein Ansteigen des Grundwassers vermieden. 

Im Planfeststellungsbeschluß ist festgehalten, daß die wichtigsten 
Böschungsteile auf 20 Jahre freigehalten werden, mit der Möglichkeit 
einer Verlängerung um weitere zehn Jahre. Dies geht auf einen Vor- 
schlag der geo Wissenschaft liehen Seite zurück, deren Interessen im 
Nutzungskonzept für die Grube Messel damit ausreichend berücksich- 
tigt sind. 

40. Abgeordneter Treffen Informationen zu, nach denen die Zahl der 
Lutz Geschäfte des Lebensmitteleinzelhandels im Zeit- 

(SPD) raum von 1970 bis 1981 um insgesamt 84 100 und 

damit um 48,7 v. H. und die der im Lebensmittel- 
einzelhandel Beschäftigten im selben Zeitraum um 
107 500 und damit um 21,3 v. H. abgenommen hat, 
und wie stellt sich die Entwicklung der jährlichen 
Geschäftsaufgaben und der damit einhergehende 
Verlust an Arbeitsplätzen in den einzelnen Jahren 
dar? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Schlecht 
vom 20. Juli 

Der Bundesregierung liegen aus den Handels- und Gaststättenzählungen 
1968 und 1979 Daten über die Zahl der Geschäftsaufgaben vor. In 
diesem Zeitraum hat sich die Zahl der Unternehmen im Lebensmittel- 
einzelhandel von 185 789 auf 1 15 748, daß heißt um 70041 (= 37,7 
v. H.) verringert. 

Für die Jahre 1980/1981 liegen keine vergleichbaren amtlichen Daten 
über die Veränderungen des Unternehmensbestands im Lebensmittel- 
einzelhandel vor. 

Die Zahl der Beschäftigten ist nach den Handels- und Gaststätten- 
zählungen von 687 066 (1968) auf 628 676 (1979), daß heißt um 
58 390 (= 8,5 v. H.) gesunken. Nach Schätzungen des Statistischen 
Bundesamts dürfte die Zahl der Beschäftigten 1981 auf knapp 620000 
zurückgegangen sein. Die laufenden amtlichen Statistiken (Umsatz- 
steuerstatistik für die Zahl der Unternehmen, Repräsentativstatistik 
für die Beschäftigtenzahlen) lassen sich nicht so zusammenführen, daß 
Aussagen über die Entwicklung der jährlichen Geschäftsaufgaben und 
des damit einhergehenden Verlustes von Arbeitsplätzen in den einzel- 
nen Jahren seit 1970 möglich wären. Es läßt sich aber die Feststellung 
treffen, daß die Zahl der Geschäftsaufgaben Anfang der siebziger Jahre 
weitaus höher war als zum Ende des Jahrzehnts. 

41. Abgeordneter Liegen der Bundesregierung Schätzungen darüber 
Lutz vor, wie sich diese Entwicklung in den kommenden 

(SPD) Jahren fortzusetzen droht, und hält sie die An- 

nahme von jährlich weiteren 3200 Geschäftsauf- 
gaben bis Mitte der 80er Jahre für realistisch? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Schlecht 
vom 20. Juli 

Der Bundesregierung liegen keine abgesicherten quantitativen Progno- 
sewerte über die künftige Entwicklung des Unternehmensbestands im 
gesamten Lebensmitteleinzelhandel für die kommenden Jahre vor. 
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Es gibt aber Trendaussagen, z. B. des Ifo-Instituts, zu diesem Fragen- 
komplex. Sie lassen erkennen, daß sich die Bestandszahlen der Unter- 
nehmen im Lebensmitteleinzelhandel weiterhin verringern, das Ausmaß 
des Ausleseprozesses sich aber abschwächen wird. Auch die Bundesre- 
gierung geht davon aus, daß sich der Abschmelzungsprozeß im Lebens- 
mitteleinzelhandel zwar fortsetzen, sein Tempo aber verlangsamen 
dürfte. 

42. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung angesichts der bereits ein- 

Lutz getretenen und der sich abzeichnenden Entwicklung 

(SPD) die Sorge, daß eine weitere Ausdünnung der Ge- 

schäftsdichte des Lebensmitteleinzelhandels auf 
Grund des Verlustes eines ortsnahen Angebots zu 
einer schlechteren Versorgung zu führen droht (und 
daß hiervon vor allem ältere und behinderte Men- 
schen betroffen wären), und welche Folgerungen 
zieht sie daraus z. B. im Hinblick auf eine notwen- 
dige Verbesserung der Wettbewerbssituation kleiner 
und mittlerer Einzelhändler? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Schlecht 
vom 20. Juli 

Die Bundesregierung beobachtet mit Aufmerksamkeit den Struktur- 
wandel im Lebensmitteleinzelhandel, insbesondere auch unter dem Ge- 
sichtspunkt einer gesicherten Versorgung der Bevölkerung. Bisher liegen 
keine Anzeichen dafür vor, daß gravierende Versorgungsengpässe, z. B. 
auf dem flachen Land zu entstehen drohen. Die Gründe hierfür liegen 
darin, daß ländliche Haushalte in hohem Maß motorisiert sind und über 
Bevorratungseinrichtungen verfügen. Dies hat eine im Auftrag des Bun- 
deswirtschaftsministeriums vor einigen Jahren von der Forschungsstelle 
für den Handel, Berlin, durchgeführte Untersuchung gezeigt. Es liegen 
auch keine Klagen von Verbraucherseite über Versorgungsengpässe vor. 

Es ist aber nicht auszuschließen, daß bei bestimmten auf ortsnahe Ver- 
sorgung angewiesenen Verbrauchergruppen durch die Ausdünnung des 
Einzelhandelsnetzes Erschwernisse beim Einkauf auftreten können. 

Soweit durch den Fortfall stationärer Geschäfte Angebotslücken ent- 
stehen, dürfte z. B. die zunehmende Zahl mobiler Verkaufsstellen dazu 
beitragen, diese Lücken zu schließen. 

Aktive Wettbewerber finden hier weiterhin Chancen, sich auf diese 
veränderte Bedarfsstrukturen einzustellen und für ihren Absatz zu 
nutzen. 

Darüber hinaus gibt es z. B. in Bayern Überlegungen, in ländlichen 
Gebieten die Errichtung kleiner Nebenerwerbsstellen im Lebensmittel- 
einzelhandel zu fördern. 

Die Bundesregierung selbst bietet ein breites Bündel an Förderungs- 
maßnahmen zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit kleiner und mitt- 
lerer Unternehmen an, von denen auch der Handel begünstigt ist. Zu- 
gleich ist sie ständig bestrebt, die Rahmenbedingungen für mittel- 
ständische Unternehmen nachhaltig zu verbessern. 

43. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Notwendigkeit, 

Lutz durch gesetzgeberische Maßnahmen darauf hinzu- 

(SPD) wirken, daß Handelsunternehmen, die Waren zum 

Einstandspreis anbieten wollen, diese in unbegrenz- 
ter Menge und für einen Zeitraum von mindestens 
zwei bis drei Wochen vorrätig halten müssen, damit 
einerseits der Verbraucher die Gewähr hat, soge- 
nannte Lockvogelangebote aus der Werbung auch 
tatsächlich im Geschäft erwerben zu können und 
damit andererseits die mit solchen Angeboten zum 
Teil betriebene aggressive und ruinöse Preispolitik 
des Großhandels gegen kleine und mittlere Einzel- 
händler ab geschwächt wird? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Schlecht 
vom 20. Juli 

Der Verkauf bzw. die Werbung mit Angeboten zum oder unter Ein- 
standspreis kann nicht ohne weiteres als ,, Lockvogelangebot“, durch 
das der Verbraucher irregeführt wird, qualifiziert werden. Es müssen 
vielmehr besondere, die Unlauterkeit der Werbung begründete Um- 
stände hinzukommen. Der Bundesgerichtshof hat in seiner Recht- 
sprechung zu §§ 1,3 UWG in mehreren Entscheidungen klargestellt, 
daß die Gefahr einer Irreführung des Verbrauchers dadurch, daß ein 
Verbraucher von einem günstigen Angebot fälschlich auf die Preis- 
würdigkeit des gesamten Sortiments schließt, um so geringer ist, je 
deutlicher der Kunde erkennt, daß es sich bei dem Niedrigpreisangebot 
um ein aus dem übrigen Sortiment herausfallendes Angebot handelt. 

Eine Aussage über die mit einem Niedrigpreisangebot verbundene Ge- 
fahr der Irreführung ist damit nur unter Berücksichtigung aller Um- 
stände des Einzelfalls möglich. 

Bei dieser Sachlage erscheint es der Bundesregierung höchst proble- 
matisch, einem Unternehmen, das mit Niedrigpreisangeboten wirbt, 
eine generelle Verpflichtung zum Verkauf in unbegrenzter Menge auf- 
zuerlegen. Ein derartiger Kontrahierungszwang würde auch verfassungs- 
rechtliche Fragen aufwerfen, zumal die Zielrichtung eines solchen 
Vorschlags weniger auf die Bekämpfung von Irreführungen der Ver- 
braucher, sondern vielmehr primär auf die Verhinderung der Verkaufs 
unter Einstandspreis gerichtet wäre. 

In der Sache hat sich die Bundesregierung im übrigen wiederholt gegen 
ein generelles Verbot des Verkaufs unter Einstandspreis ausgesprochen. 
Dies sollte auch für Verbotssurrogate gelten, mit denen im Ergebnis 
Niedrigpreisangebote weitgehend verhindert werden. 

Gegen unlautere oder wettbewerbswidrige Niedrigpreisangebote stehen 
im Einzelfall das gesetzliche Instrumentarium der §§1,3 UWG und des 
§ 22 Abs. 4 und des § 37 a Abs. 3 GWB zur Verfügung. Die Kartellbe- 
hörden sind zur Zeit dabei, das mit der Vierten GWB-Novelle zur Be- 
kämpfung von Machtmißbräuchen verschärfte Instrumentarium auch in 
Fällen des Verkaufs unter Einstandspreis auszuloten. 

Die Bundesregierung tritt für einen leistungsgerechten und auch für 
kleinere Unternehmen fairen Wettbewerb ein. Sie wird die Proble- 
matik der Niedrigpreisgestaltung insbesondere im Bereich des Lebens- 
mitteleinzelhandels weiterhin mit großer Aufmerksamkeit verfolgen. 
Sie begrüßt daher auch die derzeit laufenden Bemühungen der Wirt- 
schaft, durch eine Fortschreibung der „Gemeinsamen Erklärung zur 
Sicherung des Leistungswettbewerbs“ Auswüchsen auf diesem Gebiet 
entgegenzuwirken . 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


44. Abgeordneter 

Rossmanith 


(CDU/CSU) 


45. Abgeordneter 
Rossmanith 
(CDU/CSU) 


Welche Stellungnahme kann die Bundesregierung 
zu Meldungen ab geben, daß die Weißtanne eine in 
ihrem Verbreitungsgebiet vom Aussterben bedrohte 
Baumart sei und daß 1982 im Schwarzwald nur 
noch ein Prozent dieser Baumart gesund war? 

Wie groß ist die Fläche der kranken Kiefer- und 
Laubbäume in der Bundesrepublik Deutschland im 
Verhältnis zum gesamten Bestand dieser Baumar- 
ten? 
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Antwort des Staatssekretärs Rohr 
vom 19. Juli 

Nach einer Erhebung von Waldschäden durch Luftverunreinigungen, 
die im Herbst 1982 in den Ländern durchgeführt wurde, ergaben sich 
folgende Schadensflächen für die einzelnen Baumarten: 

— Weißtanne: rund 100 000 ha Schadens fläche, dies sind rund 60 v. H. 
der Fläche dieser Baumart 

— Fichte: rund 260 000 ha Schadensfläche, dies sind rund 5 v. H. 
der Fläche dieser Baumart 

— Kiefer; rund 90 000 ha Schadensfläche, dies sind rund 5 v. H. der 
Fläche dieser Baumart 

— Laubbaumarten: rund 90 000 ha Schadensfläche, dies sind rund 
4 v. H. der Fläche dieser Baumarten. 

Zusammen mit der Schadensfläche der übrigen Baumarten (z. B. Lärche 
und Schwarzkiefer) von rund 20 000 ha ergab sich 1982 insgesamt eine 
Schadensfläche von rund 560 000 ha, dies sind rund 8 v. H. der ge- 
samten Waldfläche in der Bundesrepublik Deutschland. 

Über diese Erhebung hinaus wurden von den Ländern zum Teil ver- 
tiefende Untersuchungen zu Teilsapekten durchgeführt. So hat z. B. 
Baden-Württemberg in einem längerfristigen Untersuchungsprogramm 
zur Situation der Weißtanne auf ausgewählten Beobachtungsflächen 
im Jahr 1982 die Feststellung getroffen, daß dort rund 1 v. H. der 
Weißtannen gesund, rund 9 v. H. kränkelnd, rund 80 v. H. krank und 
etwa 10 v. H. sehr krank bzw. absterbend waren. Eine Hochrechnung 
dieser Zahlen, etwa auf das Gebiet des Schwarzwaldes oder die Landes- 
fläche ist dabei nicht möglich. 

Fest steht jedoch, daß die Weißtanne in ihrem Verbreitungsgebiet, das 
sich im wesentlichen nur auf Bayern und Baden-Württemberg erstreckt, 
überaus stark von Schäden betroffen ist und - unter der Voraussetzung 
daß die Schadensentwicklung im jetzigen Umfang anhält — als vom 
Aussterben bedrohte Baumart anzusehen ist. Die Situation der anderen 
Baumarten ist insgesamt besser, jedoch ergeben sich Anzeichen dafür, 
daß die derzeitigen Schäden wesentlich über den im Jahr 1982 festge- 
stellten Schadensumfang hinausgehen. 

Die Bundesregierung hält die Bekämpfung des Waldsterbens für eine 
zentrale umweltpolitische Aufgabe und hat unverzüglich Maßnahmen, 
wie z. B. die Verabschiedung der Großfeuerungsanlagenverordnung, 
die am 1. Juli 1983 in Kraft getreten ist, eingeleitet; weitere Maßnah- 
men, wie z. B. die Abgasreinigung bei Kraftfahrzeugen werden derzeit 
vorbereitet. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 

46. Abgeordneter Kann die Bundesregierung Beobachtungen bestäti- 
Lintner gen, wonach DDR-Organe auf den Transitstrecken 

(CDU/CSU) nach Berlin mit West-Berliner Autokennzeichen ge- 

tarnte Personenkraftwagen zu Observierungszwek- 
ken einsetzt? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Hennig 
voml9. Juli 

Die Bundesregierung weiß, daß die Transitstrecken nach Berlin (West) 
seitens der DDR-Behörden außerordentlich sorgfältig überwacht wer- 
den. Sie hat verschiedentlich Hinweise von Reisenden erhalten, nach 
deren persönlichen Eindrücken dabei auch Personenkraftwagen mit 
polizeilichem Kennzeichen aus Berlin (West) eingesetzt worden sind. 
Gesicherte Erkenntnisse hierüber liegen der Bundesregierung allerdings 
nicht vor. Von seiten der DDR ist eine derartige Überwachungspraxis 
stets in Abrede gestellt worden. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


47. Abgeordnete 

Frau Männle 

(CDU/CSU) 


Wie wird sich die von der Bundesregierung beabsich- 
tigte Kürzung des Mutterschaftsurlaubsgelds für eine 
Frau bei deren Rentenberechnung finanziell unter 
den heute gegebenen Bedingungen auswirken? 


Antwort des Staatssekretärs Baden 
vom 15. Juli 

In dem Entwurf eines Haushaltsbegleitgesetzes 1984 hat die Bundesre- 
gierung vorgeschlagen, daß die Zeiten des Mutterschaftsurlaubs in un- 
verkürzter Länge von vier Monaten künftig Ausfallzeiten sind. Sie wer- 
den damit den vorausgehenden Zeiten der Schutzfristen nach dem 
Mutterschaftsgesetz gleichgestellt. Diese Gleichbehandlung ist system- 
gerecht, da für diese Zeiten insgesamt Beiträge zur Rentenversicherung 
nicht entrichtet werden. Sie wird sich für die Frauen im allgemeinen 
auch positiv auswirken. 

Die Bewertung dieser Zeiten des Mutterschaftsurlaubs als Ausfallzeiten 
ist in all den Fällen günstiger als die Bewertung als Beitragszeiten, in 
denen die Frauen bis zum Beginn der Schutzfristen durch ihre Beitrags- 
zahlung einen höheren Wert erreicht haben, als er sich bei Zugrunde- 
legung des Mutterschaftsurlaubsgelds bei der Rentenberechnung erge- 
ben würde. Dies dürfte in der großen Mehrzahl der Fälle zutreffen; 
denn es kann davon ausgegangen werden, daß die Frauen im allgemei- 
nen ein Bruttoarbeitsentgelt erzielt haben, das höher ist als das Mutter- 
schaft surlaubsgeld. Die Kürzung des Mutterschaftsurlaubsgelds von 
höchstens 750 DM monatlich auf höchstens 600 DM monatlich hat 
damit auf die Bewertung dieser Zeiten in der Rentenversicherung kei- 
nen nachteiligen Einfluß. 

Allerdings werden die Zeiten des Mutterschaftsurlaubs nach geltendem 
Recht als Ausfallzeiten nur angerechnet, wenn die versicherungsmäßi- 
gen Voraussetzungen dafür erfüllt sind. Zu den Voraussetzungen gehört 
auch die sogenannte Halbbeiegung, die von Frauen häufig nicht erfüllt 
wird, wenn sie ihre Erwerbstätigkeit wegen der Kindererziehung für 
längere Zeit unterbrechen oder ganz aufgeben. Die Bundesregierung hat 
aber bereits angekündigt, daß die Anrechnung und Bewertung der Aus- 
fallzeiten neu geregelt werden soll. In diesem Zusammenhang soll dann 
auch die sogenannte Halbbelegung als Anrechnungsvoraussetzung be- 
seitigt werden. 

48. Abgeordneter 
Egert 
(SPD) 


Kann die Bundesregierung Pressemeldungen bestäti- 
gen, daß sich das seit dem 1. Januar 1983 in Kraft 
getretene Künstlersozialversicherungsgesetz als uner- 
wartet zugkräftig erweist, und wie wird sie ange- 
sichts dieses erfreulichen Tatbestands der Bitte der 
Versicherten, ein entschiedenes Wort zu den Ver- 
weigerungen und Ausflüchten der Verwerter zu 
sagen, Rechnung tragen? 


Antwort des Staatssekretärs Baden 
vom 15. Juli 

Nach Auskunft der Künstlersozialkasse haben sich fast 28 000 Personen 
als nach dem Künstlersozialversicherungsgesetz versicherte selbständige 
Künstler und Publizisten gemeldet. Die Versicherungspflicht konnte 
bisher in rund 13 500 Fällen überprüft werden. In rund 10500 Fällen 
wurde sie bejaht, in knapp 3000 Fällen verneint. 

Mit Rücksicht auf die beim Bundesverfassungsgericht anhängigen Ver- 
fassungsbeschwerden sieht die Bundesregierung davon ab, zu den An- 
sichten der zur Künstlersozialabgabe Verpflichteten wertend Stellung 
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zu nehmen. Ungachtet der anhängigen Verfahren haben alle Betroffe- 
nen das Gesetz als geltendes Recht zu beachten. Es besteht kein Anlaß, 
an der Gesetzestreue der Verpflichteten zu zweifeln. Die Künstler- 
sozialkasse wird dieses mit den ihr nach dem Gesetz gegebenen Mitteln 
sicherstellen. 


49. Abgeordnete 
Frau Huber 
(SPD) 


50. Abgeordnete 

Frau Huber 
(SPD) 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die 
Kürzung des Arbeitslosengelds für Ledige und für 
kinderlose Ehepaare verfassungskonform ist, ob- 
wohl es in der Bundesrepublik Deutschland keine 
familienorientierten Löhne und daran gebundene 
Sozialabgaben gibt? 

Welche Gutachten hat die Bundesregierung zur 
Frage der Verfassungsmäßigkeit dieser Kürzungs- 
maßnahmen bisher erstellen lassen? 


Antwort des Staatssekretärs Baden 
vom 15. Juli 

Die im Entwurf eines Haushaltsbegleitgesetzes 1984 vorgesehene Min- 
derung des Arbeitslosengelds allein für Arbeitslose ohne Kinder ist nach 
Auffassung der Bundesregierung verfassungskonform. Die differenzie- 
rende Regelung trägt der besonderen Belastung der Familien mit Kin- 
dern Rechnung. Sie dient dem sozialen Ausgleich, einem Grund anlie- 
gen der Sozialversicherung. So sind beispielsweise in der gesetzlichen 
Krankenversicherung Kinder des Versicherten ohne besonderen Beitrag 
mitversichert. In der Arbeitslosenversicherung erhielten bis zum 31. De- 
zember 1974 Arbeitnehmer mit Kindern ein höheres Arbeitslosengeld 
als Arbeitnehmer ohne Kinder. Die Beiträge waren jedoch für beide 
Arbeitnehmergruppen gleich. 

Die Verfassungsmäßigkeit der von der Bundesregierung vorgeschlagenen 
Regelung ist bei der Vorbereitung des Gesetzentwurfs geprüft worden. 
Gutachten hat die Bundesregierung wegen der Eindeutigkeit der Rechts- 
lage nicht erstellen lassen. 


51. 


Abgeordneter 
Dr. Schwenk 


(Stade) 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die von der 
Bundesanstalt geförderte Beschaffung von Winter- 
baugerät, z. B. Winterbauzelten, nur von der jeweils 
geförderten Firma genutzt wird und dementspre- 
chend nach Abschluß einer Baumaßnahme oder 
Fehlen eines Winterbauauftrags ungenutzt bleiben 
kann, während das somit öffentlich geförderte Ge- 
rät anderen Firmen nicht zur Verfügung steht und 
auch nicht gestellt wird, und was gedenkt die Bun- 
desregierung zur besseren Ausnutzung solcher Ge- 
räte zu tun? 


Antwort des Staatssekretärs Baden 
vom 15. Juli 

§ 77 des Arbeitsförderungsgesetzes und die Anordnung des Verwal- 
tungsrats der Bundesanstalt für Arbeit über die Förderung der ganz- 
jährigen Beschäftigung in der Bauwirtschaft (Winterbau-Anordnung) 
fordern nicht, daß der Bauunternehmer die mit dem Investitions- 
kostenzuschuß der Produktiven Winterbauförderung geförderten Win- 
terbaugeräte ausschließlich auf eigenen Baustellen einsetzt. Hat der 
Bauunternehmer in einem Winter selbst keine geeignete Winterbau- 
stelle, so kann er beispielsweise das geförderte Gerät einem anderen 
Bauunternehmer vermieten, der es auf einer Winterbaustelle einsetzen 
kann. Konsequenzen treffen ihn nur, wenn er das Winterbaugerät 
schuldhaft nicht oder zweckentfremdet einsetzt. In diesem Fall muß er 
den Investitionskostenzuschuß teilweise zurückzahlen. 
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Bei guter Auftragslage in der Bauwirtschaft wird der Ausnutzungsgrad 
der mit der Produktiven Winterbauförderung geförderten Winterbau- 
geräte keine Frage sein. Insoweit möchte ich Ihre Aufmerksamkeit auf 
den Beitrag „Winterbau 1981/1982 - der richtige Weg“ im Bundesar- 
beitsblatt 4/1983, S. 25 bis 28, lenken. 


52. Abgeordneter 

Grünbeck 

(FDP) 


Ist die Bundesregierung bereit, in allen Überlegun- 
gen bei der sogenannten Überversorgung der Alters- 
ansprüche auch die Betriebsrenten miteinzube- 
ziehen? 


Antwort des Staatssekretärs Baden 
vom 15. Juli 

Die Bundesregierung ist grundsätzlich bereit, in ihre Überlegungen 
auch Überversorgungstatbestände im Bereich der betrieblichen Alters- 
versorgung miteinzubeziehen. Sie wartet allerdings zunächst den Bericht 
der Sachverständigenkommission Alterssicherungssysteme ab, den die 
Kommission voraussichtlich Ende 1983 der Bundesregierung übergeben 
wird. 

Diese Kommission wurde im Juni 1981 von der vorherigen Bundesre- 
gierung eingesetzt. Sie hat die Aufgabe, unter Berücksichtigung der ge- 
wachsenen Strukturen und der Vorgaben des Grundgesetzes einen 
systematischen Vergleich aller staatlich finanzierten und geförderten 
Alterssicherungssysteme sowie Vorschläge für eine etwaige Neuregelung 
zu erarbeiten, die insgesamt nicht mit Mehraufwendungen verbunden 
sein sollen. 

Dabei geht es darum zu untersuchen, 

- ob und inwieweit die bestehenden Alterssicherungssysteme in ihren 
Einzelregelungen besser aufeinander abgestimmt werden können, 

- wie der Forderung des Bundesverfassungsgerichts nach einer Neu- 
ordnung der Gesamtregelung über die Besteuerung von Altersein- 
künften entsprochen werden kann. 

Die Kommission wird in ihrem Bericht auch auf die Frage unterschied- 
liche Versorgungsniveaus eingehen. 

Die betriebliche Altersversorgung ist jedoch eine vertragliche Leistung 
der Arbeitgeber. Von daher hat der Gesetzgeber keine unmittelbare Ein- 
wirkungsmöglichkeit, z. B. auf die Gestaltung der Leistungshöhe. 
Allerdings ist davon auszugehen, daß eine Neuregelung der Besteuerung 
von Alterseinkünften sich auch auf die Leistungen der betrieblichen 
Altersversorgung erstrecken würde. 

Im übrigen existiert der Tatbestand der Überversorgung dort in weitaus 
geringerem Maß als in der Zusatzversorgung des öffentlichen Dienstes, 
wo sich die Tarifvertragsparteien inzwischen auf eine Lösung ver- 
ständigt haben. 


53. Abgeordneter In welcher Höhe werden nach den neuen Vorschlä- 

Curdt gen der EG-Kommission aus dem EG-Sozialfonds 

(SPD) im Jahr 1984 zusätzlich!) Zahlungen für die Be- 

kämpfung der Jugendarbeitslosigkeit in die Bundes- 
republik Deutschland fließen? 

Antwort des Staatssekretärs Baden 
vom 18. Juli 

Im Jahr 1982 wurden aus dem Europäischen Sozialfonds zugunsten 
der Bundesrepublik Deutschland im Beteiligungsbereich „Jugend- 
liche“ Mittel in Höhe von insgesamt 31,17 Millionen ECU = 74,18 Mil- 
lionen DM gebunden; das sind etwa 34 v. H. der gesamten Mittelbin- 
dungen des Fonds zugunsten der Bundesrepublik Deutschland in Höhe 
von 91,28 Millionen ECU = 217,25 Millionen DM. Im Jahr 1983 wer- 
den Zahlungen in ähnlicher Höhe erwartet. 
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Die Bundesregierung erwartet, daß die mit Zustimmung der EG-Kom- 
mission vom Rat am 2. Juni 1983 beschlossene Reform des Europäi- 
schen Sozialfonds trotz des noch durchzuführenden Konzertierungs- 
verfahrens des Europäischen Parlaments in den fest gelegten Grund- 
zügen so rechtzeitig in Kraft tritt, daß schon Mitte 1984 Zahlungen 
aus dem neuen Fonds geleistet werden können; denn auch das Euro- 
päische Parlament hat ein Interesse daran bekundet, den Fonds an die 
neue Arbeitsmarkt Situation anzupassen und konzentriert Mittel für 
Jugendliche einzusetzen. 

Die Reform des Europäischen Sozialfonds führt, sobald sie in Kraft 
tritt, zu einem konzentrierten Einsatz der verfügbaren Mittel zugun- 
sten von Jugendlichen. So ist vorgesehen, daß die Mittel für die Betei- 
ligung des Fonds zugunsten von Maßnahmen für Jugendliche künftig 
jährlich mindestens 75 v. H. der gesamt verfügbaren Mittel ausmachen. 

Es wird somit in Zukunft für Maßnahmen zur Bekämpfung der Jugend- 
arbeitslosigkeit mehr Geld aus dem Fonds auch in der Bundesrepublik 
Deutschland zur Verfügung stehen. 

Voraussagungen über die Höhe der in der Bundesrepublik Deutschland 
im Jahr 1984 fließenden Zahlungen können zur Zeit nicht gemacht 
werden; dies hängt - neben der finanziellen Ausstattung des Fonds in 
Haushaltsverfahren - auch davon ab, wie die EG-Kommission die neuen 
Leitlinien des Fonds gestalten wird. 


54. Abgeordneter 
Wissmann 
(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die zunehmend aus Wirt- 
schaft sverbänden, Gewerkschaften, Frauenorganisa- 
tionen und Personalabteilungen von Wirtschaftsun- 
ternehmen vertretene Auffassung, daß der seit über 
15 Jahren unveränderte Höchstbetrag des Mutter- 
schaft sgelds nach § 200 RVO von 25 DM je Kalen- 
dertag und die daraus resultierende Mehrbelastung 
der Arbeitgeber durch ständig steigende Zuschüsse 
zum Mutterschaftsgeld nach § 14 des Mutterschutz- 
gesetzes (Differenz zum Nettolohn) zu einer erheb- 
lichen Minderung der Bereitschaft zur Begründung 
von Arbeitsverhältnissen mit jüngeren Frauen ge- 
führt und sich damit als erheblich beschäftigungs- 
hemmend ausgewirkt hat? 


55. Abgeordneter 
Wissmann 
(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die von vielen Arbeit s- 
vermittlem und einstellungswilligen Betrieben vorge- 
tragene Erfahrung, daß angesichts des derzeitigen 
Überangebots arbeitsuchender jüngerer Frauen Ver- 
suche einer Vermittlung in ein Arbeitsverhältnis 
fast in allen Fällen scheitern, wenn in absehbarer 
Zeit mit dem Eintritt des Mutterschaftsfalls gerech- 
net werden muß, und daß diese Situation auch in 
erheblichem Umfang „Mitnahmeeffekte“ beim Ar- 
beitslosengeld mit der Folge erheblicher finanzieller 
Belastungen der Bundesanstalt für Arbeit und des 
Bundes erleichtert? 


56. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung die Möglichkeit einer 
Wissmann Überprüfung der derzeitigen gesetzlichen Regelun- 

(CDU/CSU) gen mit den Zielsetzungen sowohl der Eindämmung 

beschäftigungshemmender Wirkungen als auch der 
Eingrenzung von „Mitnahmeffekten“ bei Leistun- 
gen nach dem Arbeitsförderungsgesetz? 


Antwort des Staatssekretärs Baden 
vom 20. Juli 
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schutzgesetzes wegen der gestiegenen Nettoeinkommen ständig ange- 
stiegen seien. Es ist nicht auszuschließen, daß die damit verbundenen ge- 
stiegenen Belastungen der Arbeitgeber deren Bereitschaft mindern, Ar- 
beit sverhältnisse mit jüngeren Frauen abzuschließen. Allerdings ist eine 
Aussage darüber, in welchem Umfang sich die Belastung der Arbeitgeber 
als beschäftigungshemmend auf junge Frauen auswirkt, nicht möglich. 

Es kann zwar nicht ausgeschlossen werden, daß es arbeitslose jüngere 
Frauen gibt, die sich in Kenntnis des von Ihnen geschilderten Ein- 
stellungsverhaltens der Arbeitgeber beim Arbeitsamt melden und Ar- 
beitslosengeld beziehen, obwohl sie nicht oder nicht in dem erforder- 
lichen Umfang arbeitsbereit sind. Über die Größenordnung können 
aber auch hier naturgemäß keine Angaben gemacht werden. 

Die Bundesregierung sucht nach Möglichkeiten, die Belastungen der 
Arbeitgeber, die durch die Aufwendungen nach § 14 des Mutterschutz- 
gesetzes entstehen, zu mindern. Eine Entlastung der Arbeitgeber ist aber 
nur möglich, wenn der Bund zusätzlich belastet wird. Wann dies reali- 
sierbar ist, hängt von der Entwicklung der Finanzlage des Bundes ab. 

Die gesetzlichen Regelungen zur Verhütung mißbräuchlicher Inan- 
spruchnahme von Leistungen nach dem Arbeitsförderungsgesetz sind in 
der Vergangenheit wiederholt verschärft worden, so beispielsweise bei 
den Sperrzeit- und den Meldevorschriften. Spezielle für Frauen bestimm- 
te Regelungen sind wegen des Gleichheitsgrundsatzes nicht getroffen 
worden. Aus diesem Grund sieht die Bundesregierung auch keine Mög- 
lichkeit, die von Ihnen angesprochenen etwaigen „Mitnahmeeffekte“ 
bei Leistungen nach dem Arbeitsförderungsgesetz stärker als bisher 
einzuschränken. 

57. Abgeordneter 
Klein 
(Dieburg) 

(SPD) 


In wieviel Fällen wurde im Jahr 1982 von dem § 4 
Abs. 1 des Lohnfortzahlungsgesetzes Gebrauch ge- 
macht, nach dem ein Arbeitgeber die Fortzahlung 
des Lohns als Schadensersatz geltend machen kann, 
wenn die Arbeitsunfähigkeit seines Arbeitnehmers 
durch einen Dritten herbeigeführt wurde, und wie 
hoch war die Gesamtsumme, die nicht von Arbeit- 
gebern sondern von Dritten getragen wurde? 


Antwort des Staatssekretärs Baden 
vom 2 1 . Juli 

Über die Anzahl der Fälle, in denen Arbeitgeber Ansprüche nach § 4 
Abs. 1 des Lohnfortzahlungsgesetzes geltend gemacht haben, liegen der 
Bundesregierung weder für das Jahr 1982 noch für andere Jahre sta- 
tistische Unterlagen vor. Daselbe gilt für die Gesamtsumme der auf 
diese Weise an die Arbeitgeber zurückgeflossenen Aufwendungen für 
die Lohnfortzahlung im Krankheitsfall an Arbeiter. Auch für die An- 
gestellten und Auszubildenden, die in entsprechender Anwendung 
des § 255 BGB zur Abtretung solcher Schadensersatzansprüche an 
ihren Arbeitgeber bzw. Ausbildenden verpflichtet sind, liegen derartige 
Unterlagen nicht vor. Ebensowenig gibt es Ausgangspunkte für Schät- 
zungen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


58. Abgeordneter 

Wolfgramm 

(Göttingen) 

(FDP) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die 
Beteiligung der Bundesmarine an der Durchführung 
der Nordsee-Umweltüberwachung aus der Luft eine 
sich anbietende, kostensparende Lösung ist, da das 
Marinefliegergeschwader 5 in Kiel-Holtenau bei 
Einbeziehung der Do 28 über die erforderliche 
Kapazität zur Durchführung der notwendigen Luft- 
überwachung verfügen soll, und welche Konsequen- 
zen ergeben sich hieraus für die Bundesregierung? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Hiehle 
vom 15. Juli 

Die Wahrnehmung von Umweltschutzaufgaben auf hoher See liegt im 
Aufgabenbereich des Bundesverkehrsministers. 

Für die Luftüberwachung bedarf es einer Unterstützung durch andere 
Ressorts. Das Bundesverteidigungsministerium ist hierzu mit verhält- 
nismäßig geringem zusätzlichen Aufwand in der Lage. 

Die Bundesmarine hält zur Vorbereitung auf derartige Einsätze zwei 
der im Jahr 1981 stillgelegten Luftfahrzeuge des Typs Do 28 weiter 
in ihrem Bestand, von denen zunächst ein Flugzeug mit Sensoren, die 
eine sichtunab hängige Überwachung ermöglichen, ausgerüstet werden 
soll. Diese Luftfahrzeuge können gegebenenfalls auch mit den jeweils 
in See befindlichen Einheiten der Marine Zusammenwirken. 

Um eine möglichst effektive Lösung zur Bekämpfung der Umweltver- 
schmutzung zu erreichen, soll auf Veranlassung des Bundesverteidi- 
gungsministers demnächst ein Gespräch zwischen dem Bund esver kehrs- 
minister, dem Bundesinnenminister und dem Bundesverteidigungs- 
minister auf der Ebene der Parlamentarischen Staatssekretäre statt- 
finden. 


59. Abgeordneter Ist zu befürchten, daß sich ein Flugzeugunfall, wie 
Dr. Friedmann er sich unlängst bei Biberach ereignet hat, auch im 
(CDU/CSU) Raum des kanadischen NATO-Flugplatzes Söllin- 

gen Vorkommen kann, zumal in dessen Umgebung 
die Flugplätze Baden-Oos und Rheinstätten-Forch- 
heim liegen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Hiehle 
vom 19. Juli 

Beim Flugplatz Söllingen besteht eine Kontrollzone. Für die Flugplätze 
Baden-Oos und Forchheim sind durch das Bundesverteidigungsmini- 
sterium Schutzzonen eingerichtet worden. 

Außerhalb dieser Kontroll- oder Schutzzonen in dem Höhenbereich 
von 500 Fuß bis 1500 Fuß über Grund kann - wie in anderen Berei- 
chen auch - ein Zusammenstoß eines militärischen mit einem zivielen 
Luftfahrzeug nicht völlig ausgeschlossen werden. 

Dieser Luftraum ist für militärische und zivile Luftfahrzeuge zuge- 
lassen. 

Im Interesse einer größtmöglichen Risiko mind er ung ist den zivilen 
Luftfahrteinrichtungen empfohlen worden, während der militärischen 
Tiefflugzeiten den Höhenbereich von 500 Fuß bis 1500 Fuß nach Mög- 
lichkeit zu meiden. 


60. Abgeordneter 
Dr. Todenhöfer 
(CDU/CSU) 


Welche Kenntnisse liegen der Bundesregierung vor 
über die Zahl der bereits jetzt stationierten SS 21 
(Reichweite 120 Kilometer) und ihres Vorgänger- 
modells FROG 7, der SS 22 (Reichweite 1000 Kilo- 
meter) und ihres Vorgängermodells SCALEBOARD, 
der SS 23 (Reichweite 550 Kilometer) und ihres 
Vorgängermodells SCUD, und wo sind diese statio- 
niert? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Hiehle 
vom 21. Juli 

Nach Erkenntnissen der Bundesregierung hat der Warschauer Pakt im 
westlichen Vorfeld und in der Sowjetunion westlich des Urals Kurz- 
und Mittelstreckenraketen kürzerer Reichweite in folgender Anzahl 
disloziert: 


26 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/268 


- FROG7 

- SCUD 

- SCALEBOARD 

- SS 21 (Ersatz FROG7) 


ca. 650 
ca. 570 
ca. 80 
einige. 


Weitere Waffensysteme dieser Typen ausgenommen SS»21, sind in ande- 
ren Gebieten der Sowjetunion stationiert. Darüber hinaus gehören 
FROG 7 und SCUD zum Waffenbestand einiger Länder der dritten 
Welt (unter anderem Libyen, Irak, Syrien). 


61. Abgeordneter Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse darüber 
Dr. Todenhöfer vor, daß nach den sowjetischen Planungen ohnehin 
(CDU/CSU) in Aussicht genommen ist, die SS 22 (bzw. SCALE- 

BOARD) in Spannungszeiten nach vorne zu verle- 
gen, und wie lange benötigt die Sowjetunion, um 
eine Vorverlegung der zur Zeit in der Sowjetunion 
stationierten SS 22 (bzw. SCALEBOARD) aus der 
Sowjetunion in die DDR vorzunehmen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Hiehle 
vom 2 1 . Juli 

Die sowjetischen Planungen entziehen sich der Kenntnis der Bundes- 
regierung. Für eine Vorverlegung der zur Zeit auf dem Staatsgebiet der 
Sowjetunion stationierten SCALEBOARD in die DDR sind unter nor- 
malen Bedingungen mindestens 48 Stunden zugrunde zu legen. 


62. Abgeordneter Gibt es Anhaltspunkte für einen über die bisherige 

Dr. Todenhöfer Planung hinausgehenden weiteren Ausbau der 

(CDU/CSU) Kurzstreckenraketen (SS 21) und der Mittelstrek- 

kenraketen kürzerer Reichweite (SS 22, SS 23) der 
Sowjetunion, und welche strategischen Überlegun- 
gen liegen dem nach Auffassung der Bundesregie- 
rung zugrunde? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Hiehle 
vom 21. Juli 

Zu dieser Frage liegen der Bundesregierung Erkenntnisse nicht vor. 


63. Abgeordneter 
Menzel 
(SPD) 


64. Abgeordneter 

Menzel 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung die von der Bürgerinitia- 
tive „Arbeitsgemeinschaft Wesermarsch“ im Stern 
vom 9. Juli 1983 abgedruckte Behauptung bestäti- 
gen, daß die Mannheimer Schiffahrts- und Trans- 
portgesellschaft Rhenania, für die in der Bundesre- 
publik Deutschland stationierten amerikanischen 
Truppen auf deutschen Binnengewässern Giftgas- 
munition transportiert, und sind diese Transporte 
auch durch Gelsenkirchen gegangen? 

Sind diese Transporte mit der Bundesregierung 
abgesprochen, und wenn ja, gedenkt die Bundes- 
regierung, den Transport weiterhin zu dulden? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Hiehle 
vom 19. Juli 

Transport chemischer Kampfstoffe durch die Streitkräfte der Verei- 
nigten Staaten finden auf dem Boden der Bundesrepublik Deutsch- 
land nicht statt. 

Auf Grund der Gefahrgutverordnung Binnenschiffahrt (BGBl. 1983 
I S. 367) dürfen derartige Stoffe nicht - auch nicht ausnahmsweise - 
auf dem Binnenwasserweg transportiert werden. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 

65. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung nach den jetzt 

Dr. Jens vorliegenden Erfahrungen das neue Betäubungs- 

(SPD) mittelgesetz, und gibt es Überlegungen, weitere 

Verschärfungen vorzunehmen? 

Antwort des Staatssekretärs Chory 
vom 18. Juli 

Der Deutsche Bundestag hat der Bundesregierung mit Entschließung 
vom 26. Mai 1981 (Drucksache 9/443) aufgegeben, bis zum 31. Dezem- 
ber 1983 einen Bericht über die Erfahrungen mit dem neuen Betäu- 
bungsmjttelgesetz, insbesondere die strafrechtlichen und pharma- 
kologischen Regelungen, vorzulegen. Im derzeitigen Stadium der Vor- 
arbeiten zu dem Bericht liegen noch keine zusammenfassenden Erfah- 
rungsberichte und kein vollständiges Zahlenmaterial vor. 

Eine hinreichend ab gesicherte Beurteilung des neuen Betäubungs- 
mittelgesetzes ist daher zum jetzigen Zeitpunkt nicht möglich. Das gilt 
auch für die Frage, ob Verschärfungen des Gesetzes vorgenommen 
werden sollen. 

66. Abgeordneter Wie ist der Stand der Verhandlungen und Koordi- 

Dr. Jens nierung der gesetzlichen Bestimmungen über Rausch- 

(SPD) mitteldelikte im Rahmen der Europäischen Ge- 

meinschaft, und wird die Bundesregierung darauf 
drängen, daß der Rauschgiftimport aus den Nieder- 
landen endlich unterbunden wird? 


Antwort des Staatssekretärs Chory 
vom 1&. Juli 

Der Bundesregierung sind keine Initiativen im Rahmen der Europäi- 
schen Gemeinschaft bekannt, die die Koordinierung der gesetzlichen 
Bestimmungen über Betäubungsmitteldelikte zum Gegenstand haben. 

Das Europäische Parlament hat im Mai 1982 eine Entschließung zur 
Bekämpfung des Drogenkonsums verabschiedet (Drucksache 9/1718), 
deren Forderungen die Bundesrepublik Deutschland erfüllt. Die Ent- 
schließung enthält jedoch keine ausdrückliche Forderung nach Koordi- 
nierung der gesetzlichen Bestimmungen über Betäubungsmitteldelikte. 
Die EG-Kommission hat bisher noch keine Initiative zur Umsetzung 
der Entschließung ergriffen. 

Die Bundesregierung hat bereits auf die Frage des Abgeordneten Dr. 
Unland in der Fragestunde des Deutschen Bundestages am 28. Okto- 
ber 1982, Stenographischer Bericht S. 7635, und auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Klejdzinski in der Fragestunde des Deutschen Bun- 
destages am 12. November 1982, Stenographischer Bericht S. 7914, 
dargelegt, was gegen die illegale Einfuhr von Betäubungsmitteln aus den 
Niederlanden unternommen wird. 

Die Antworten machen deutlich, daß die notwendigen Maßnahmen 
getroffen werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


67. Abgeordneter Welche Ausbaustufen eines Gesamtnetzes der S- 
Wiefel Bahn der Stadt Köln werden zur Zeit zwischen 

(SPD) dem Bund, dem Land Nordrhein- Westfalen, der 

Stadt Köln und der Deutschen Bundesbahn konkret 
verhandelt, und welche Vordringlichkeiten werden 
hierbei von seiten der Bundesregierung gesetzt? 
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Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 15. Juli 

Im Rahmen der Erörterung der Gesamznetzkonzeption ist derzeit nur 
die voraussichtlich nächste Bau- und Betriebsstufe im Gespräch; die um- 
faßt neben der Stammstrecke, Köln-Mülheim — Köln-Nippes, die daran 
anschließenden Regionalstrecken nach Langenfeld, Bergisch Gladbach 
und Neuss. 

Welche Zeitpläne und Finanzierungsmodelle werden 
zur Zeit zwischen dem Bund, dem Land Nordrhein- 
Westfalen, der Stadt Köln und der Deutschen Bun- 
desbahn konkret verhandelt? 

Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 15. Juli 

Die reine Bauzeit der voraussichtlich nächsten Bau- und Betriebsstufe 
beträgt ca. 11 bis 13 Jahre. Wann jedoch mit denLBau begonnen wer- 
den kann, läßt sich derzeit nicht genau festlegen, da das Land den Be- 
ginn der noch durchzuführenden Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen von 
einem Gesamtvertrag abhängig macht; hierzu sind die Gespräche noch 
im Gang. 

Eine Finanzierung wird wie folgt vorgesehen: 

— 60 v. H. Bundesmittel nach dem Gemeindeverkehrsfinanzierungsge- 

setz; 

— 40 v. H. Landesmittel zuzüglich 7 v. H. Landesmittel als Planungs- 

kosten. 

69. Abgeordneter Welche Ausbaustufen sieht im einzelnen die Bundes- 

Wiefel regierung bei ihren Überlegungen vor, gibt es bereits 

(SPD) Vorstellungen über die Reihenfolge der zeitlichen 

Verwirklichung? 

Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 1 5 . Juli 

Überlegungen zu weiteren Bau- und Betriebsstufen sind angesichts der - 
Länge der Bauzeit von 1 1 bis 13 Jahren bisher noch nicht konkretisiert 
worden. 

70. Abgeordneter Von welchen zeitlichen Vorstellungen geht die Bun- 

Wiefel desregierung hinsichtlich der Fertigstellung eines 

(SPD) Gesamtnetzes der S-Bahn Köln aus? 

Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 15. Juli 

Angaben über den Zeitrahmen, der für die Fertigstellung des Gesamt- 
netzes der S-Bahn Köln notwendig wäre, können derzeit nicht gemacht 
werden. 

71. Abgeordneter Treffen Pressemeldungen zu, wonach die Mehrzahl 

Antretter der Gütertransporte der Bundeswehr von der Schie- 

(SPD) ne auf die Straße verlagert werden sollen? 


68. Abgeordneter 
Wiefel 
(SPD) 


Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 18. Juli 

Das Bundesverteidigungsministerium hat inzwischen klargestellt, daß 
durch die Schaffung des „Straßentransportverbundes Bundeswehr“ 
keine Verlagerung von Schienentransporten auf die Straße beabsich- 
tigt ist. Es erfolge lediglich eine logistische Neuordnung des bisheri- 
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gen Militärgüterverkehrs mit dem Ziel, die Wirtschaftlichkeit dieser 
Transporte zu verbessern. Davon völlig unberührt sollen auch zukünftig 
bleiben 

— Truppentransporte, 

— Personentransporte, 

- Schwerguttransporte, 

— Massentransporte, 

— Pol-Transporte (= Mineralöltransporte), 

— Transporte von Munition und Expplosivstoffen, 

- Transporte von anderen der Gefahrenordnung unterliegenden 
Gütern, 

— Transporte von Gütern mit anderen Beförderungsauflagen. 

Nicht auszuschließen ist, daß gelegentlich Stückgüter mit abtranspor- 
tiert werden, die bisher auf der Schiene befördert wurden. Das Bun- 
desverteidigungsministerium schließt jedoch auch nicht aus, daß dafür 
an anderer Stelle andere Güter neu der Deutschen Bundesbahn zuge- 
führt werden. 

Danach sind die von Ihnen angesprochenen Pressemeldungen nicht zu- 
treffend. 

72. Abgeordneter Wie hoch sind die jährlichen Einnahmeverluste der 
Antretter Deutschen Bundesbahn durch den verstärkten Ein- 

(SPD) satz eigener Lastkraftwagen der Bundeswehr im 

Güterverkehr? 


Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 18. Juli 

Nach den Aussagen des Bundesverteidigungsministeriums ist daher 
für die Deutsche Bundesbahn mit nennenswerten Einnahmeverlusten 
nicht zu rechnen. 


73. Abgeordneter Wieviel Arbeitsplätze sind dadurch bei der Deut 
Antretter sehen Bundesbahn gefährdet? 

(SPD) 


74. 


Abgeordneter 

Antretter 


(SPD) 


Entspricht es den verkehrspolitisehen Zielen der 
Bundesregierung, wenn die Bundeswehr künftig 
in verstärktem Umfang Werkfemverkehr auf der 
Straße betreibt? 


Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 18. Juli 

Der vorstehend geschilderte Sachverhalt macht deutlich, daß sich diese 
beiden Probleme - Verlust von Arbeitsplätzen bei der Deutschen Bun- 
desbahn/erhöhter BundeswehrWerkfernverkehr auf den Straßen — 
in diesem Zusammenhang nicht stellen. 

75. Abgeordneter Weshalb hat sich der Bundesverkehrsminister im 
Bamberg Zusammenhang mit der Zusammenführung der 

(SPD) Busdienste des Bundes gegenüber dem Vorstand 

der Deutschen Bundesbahn für die Interessen der 
Firma „Komm mit“ Morent GmbH, Sigishofen 
(Allgäu), eingesetzt? 


Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 15. Juli 

Der Bund es verkehrsminist er ist dafür verantwortlich, daß sich aus der 
Überleitung des Postreisedienstes auf die Deutsche Bundesbahn keine 
Nachteile für die Fahrgäste und für die Verkehrsbedienung ergeben. 
Solche Nachteile würden sich im Allgäu durch Änderungen bei den Ge- 
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meinschaftesverkehren der Deutschen Bundespost /Fa. „Komm mit“ 
und Eingriffe in die gewachsene Verkehrsstruktur nicht ausschließen 
lassen. 

76. Abgeordneter Welche speziellen Interessen haben unter anderem 

Bamberg der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 

(SPD) und Forsten, sich ebenfalls für die Verhandlungen 

der Firma „Komm mit“ Morent GmbH mit Dienst- 
stellen der Deutschen Bundesbahn zu interessieren? 

Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 15. Juli 

Der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, 
Kiechle, ist am 6. März 1983 im Wahlkreis 242 (Oberallgäu) direkt in 
den Deutschen Bundestag gewählt worden und damit als Sprecher sei- 
nes Wahlkreises legitimiert. 

77. Abgeordneter Trifft es zu, daß bei Verhandlungen zwischen 

Bamberg Österreich und der Bundesrepublik Deutschland 

(SPD) über den Straßenpersonenverkehr am 19. Mai 1983 

der Vertreter Österreichs erklärt hat, gegen eine 
Übernahme der Betriebsrechte der Deutschen Bun- 
desbahn (DB) im Kleinwalsertal durch die DB be- 
ständen keine Bedenken? 

Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 15. Juli 

Bei den Besprechungen mit Österreich über die Verkehrsbedienung im 
Kleinwalsertal am 19. Mai und 23. Juni 1983 hat sich die österreichi- 
sche Seite die weitere rechtliche Prüfung der Fragen der Konzessions- 
erteilung für das Kleinwalsertal Vorbehalten; sie hat aber zu erkennen 
gegeben, daß sie sich an die bisherige Absprache der Zusammenarbeit 
gebunden betrachtet, wenn auf deutscher Seite die Deutsche Bundes- 
post an der Verkehrsbedienung des Kleinwalsertals weiter beteiligt 
bleibt. 

78. Abgeordneter Gibt es gesamtwirtschaftliche oder verkehrspoli- 

Bamberg tische Gründe, die für eine Ausgliederung des Ge- 

(SPD) biets der Firma „Komm mit“ Morent GmbH aus 

der Zusammenführung der Busdienste von der Deut- 
schen Bundesbahn (DB) und der Deutschen Bundes- 
post bei der DB sprechen, oder werden diese nur 
vorgeschoben, um dem Inhaber der Firma „Komm 
mit“ Morent GmbH Vorteile zu verschaffen? 

Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 1 5 . Juli 

Die Antwort ergibt sich aus den Antworten zu den Fragen 75 und 77. 

79. Abgeordneter Treffen Informationen der Gewerkschaft der Ei- 

Dreßler senbahner Deutschlands zu, daß die seit 1979 beider 

(SPD) Fahrkartenausgabe Wuppertal-Elberfeld der Deut- 

schen Bundesbahn jährlich durchgeführte Ausbil- 
dung von 15 Auszubildenden zum Kaufmann bzw. 
zur Kauffrau im Eisenbahn- und Straßenverkehr 
eingestellt wird? 

Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 1 5 . Juli 

Für die Einstellung von Bewerbern für den Ausbildungsberuf Kauf- 
mann/Kauffrau im Eisenbahn- und Straßenverkehr besteht nach Mit- 
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teilung des Vorstands der Deutschen Bundesbahn (DB) kein Bedarf. 
Die DB wird daher auch bei der Fahrkartenausgabe Wuppertal-Elberfeld 
in diesem Jahr keine Auszubildenden für diesen Beruf einstellen. 

Die Ausbildung vorhandener Auszubildender aus früheren Einstellungs- 
jahren wird aber bis zum Ausbildungsabschluß fortgeführt. 

80. Abgeordneter Ist die Bundesregierung gegebenenfalls bereit, im 

Dreßler Rahmen eines Sonderprogramms Mittel bereitzu- 

(SPD) stellen, um die jährlichen 15 Ausbildungsplätze zu 

erhalten, und wenn nein, mit welcher Begründung? 

Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 15. Juli 

Nach dem Beschluß der Bundesregierung vom 19. Januar 1983 hat der 
Bundesverkehrsminister den Vorstand der Deutschen Bundesbahn (DB) 
gebeten, für 1983 insgesamt 1284 Ausbildungsplätze, die nicht für 
Zwecke der DB benötigt werden, gegen Kostenerstattung durch den 
Bund zu besetzen. 

Dabei sind jedoch keine Auszubildenden für den Ausbildungsberuf 
Kaufmann/Kauffrau im Eisenbahn- und Straßenverkehr vorgesehen, 
weil sich gezeigt hat, daß die seit 1979 über den eigenen Bedarf bei der 
DB für diesen Beruf ausgebildeten Kräfte kaum Aussicht auf Übernah- 
me im privaten Verkehrsgewerbe haben. 

81. Abgeordneter Kann die Bundesregierung bestätigen, daß von den 

Clemens für 1983 vorgesehenen 299 Millionen DM für das 

(CDU/CSU) Programm der Deutschen Bundesbahn „Moderni- 

sierung der Signalanlagen innerhalb des unterneh- 
merischen Kernbereichs“ nur 60 v. H. ausgegeben 
werden dürfen, und tritt sie gegebenenfalls dafür 
ein, die eingesetzten Finanzmittel für Rationalisie- 
rungsinvestitionen voll auszuschöpfen? 

Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 18. Juli 

Nach Angaben der Deutschen Bundesbahn (DB) sind für das „Dr-Pro- 
gramm“ (Umstellung der Signalanlagen auf neue Technik) von den im 
Wirtschaftsplan der DB für 1983 veranschlagten Investitionsmitteln in 
Höhe von 299 Millionen DM inzwischen rund 70 v. H. freigegeben 
worden. Die zum Einsatz gelangenden Mittel werden ausschließlich 
zur Fortsetzung begonnener Rationalisierungsvorhaben eingesetzt. 

82. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß zur 

Clemens Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit der Deut- 

(CDU/CSU) sehen Bundesbahn im Gütertransport der Ausbau 

von Rangierbahnhöfen entsprechend der vorhan- 
denen Rahmen planung dringend voranzutreibeii ist, 
und in welcher Höhe werden wann Finanzmittel 
für Investitionen zur Verfügung gestellt? 

Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 18. Juli 

Die Rahmenplanung Rangierbahnhöfe, durch die eine Stärkung der 
Wettbewerbsfähigkeit der Deutschen Bundesbahn (DB) erreicht werden 
soll, ist Bestandteil des Bundesverkehrswegeplans ’80. 

Aktualisierte Mengenerwartungen und eine verbesserte Güterverkehrs- 
abwicklung haben den Vorstand der DB zu einer Überarbeitung der 
Rahmenplanung veranlaßt; sie ist z. B. noch nicht abgeschlossen. In der 
Fort Schreibung der Bundesverkehrswegeplanung werden die Unter- 
suchungsergebnisse dann ihren Niederschlag finden. 
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Derzeit werden umfangreiche Baumaßnahmen in den Rangierbahnhöfen 
Kassel und Nürnberg für zusammen 218 Millionen DM durchgeführt. Bis 
Ende 1982 waren hierfür rund 20 Millionen DM verausgabt, für 1983 
sind rund 37 Millionen DM vorgesehen. 

83. Abgeordneter Wird die Bundesregierung auf Grund der bisherigen 

Dr. Weng zuletzt im Winter 1982/1983 gemachten Erfahrun- 

(FDP) gen mit dem Einsatz von umweltfreundlichen Streu- 

mitteln auf den Straßen gemeinsam mit den Län- 
dern und den Kommunen Maßnahmen, und wenn 
ja, welche, ergreifen, um zu erreichen, daß in höchst- 
möglichem Umfang abstumpfende Mittel zur Streu- 
ung verwendet werden, und wird sie die sich aus der 
bisherigen Rechtsprechung ergebenden Unsicher- 
heiten bezüglich Art und Umfang der Streupflicht 
durch entsprechende rechtliche Maßnahmen (siehe 
Drucksache 9/648, S. 4) beseitigen? 

Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 18. Juli 

Auf den Bundesfernstraßen ist die Verwendung abstumpfender Streu- 
mittel zur Beseitigung winterlicher Straßenglätte nicht beabsichtigt, da 
eine den winterlichen Straßen Verhältnissen angemessene Verkehrs- 
sicherheit — nach den bisherigen Erfahrungen - mit abstumpfenden 
Streumitteln nicht gewährleistet werden kann; dies ist vielmehr nur mit 
Tausalz möglich. Der Bundesverkehrsminister hat aber die obersten 
Straßenbaubehörden der Länder gebeten, die Tausalzverwendung im 
Interesse des Umweltschutzes auf ein unabdingbares Maß zu beschrän- 
ken. 

Alternativen zum Tausalz sind derzeit entweder zu teuer oder zuwenig 
wirksam. 

Auf den Straßenwinterdienst für die Landes- und Kommunalstraßen 
hat die Bundesregierung keinerlei Einfluß. Für diesen Bereich ist es 
Sache der Länder und Gemeinden, Art und Umfang der Streupflicht 
im Winter zu bestimmen. 

Rechtliche Maßnahmen sind für den Bereich der Bundesfernstraßen 
nicht geplant. 

84. Abgeordneter Welche Initiativen ergreift die Bundesregierung, um 

Dr. Weng die für den Winterstraßendienst Verantwortlichen 

(FDP) sowie die Bürger über Gefahren der Auftausalze und 

über die Alternativen zu diesen Streumitteln aufzu- 
klären? 

Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 18. Juli 

Auch auf Grund der vorliegenden Forschungsergebnisse über die für 
die Umwelt negativen Wirkungen des Tausalzes, die auch den für den 
Straßenwinterdienst Verantwortlichen bekannt sind, ist die auf den 
Bundesfernstraßen zu verwendende Tausalzmenge auf das Mindest- 
maß begrenzt worden. Darüber hinaus gehende Initiativen sind zur Zeit 
nicht erforderlich. 

Eine Information der Bürger über die Verwendung von Tausalz auf 
innerstädtischen Wegen liegt in der Zuständigkeit der Gemeinden. 
Diese haben vielfach die Verwendung von Tausalz auf Gehwegen un- 
tersagt. 

85. Abgeordneter Inwieweit wird die Bundesregierung und in welchem 

Immer Zeitrahmen die Errichtung von Radwegen entlang 

(Altenkirchen) der Bundesstraße 42 zwischen Neuwied und der 

(SPD) Landesgrenze Nordrhein-Westfalen gemäß „Pro- 
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gramm des Bundesverkehrsministers zum Bau von 
Radwegen an Bundesstraßen in der Baulast des 
Bundes“ vom Februar 1982 durchführen? 


Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 18. Juli 

Das Programm des Bundesverkehrsministers zum Bau von Radwegen 
an Bundesstraßen in der Baulast des Bundes sieht auf Vorschlag des 
Landes Rheinland-Pfalz im Zug der B 42 zwischen Neuwied und Lan- 
desgrenze Rheinland-Pfalz/Nordrhein-Westfalen rund 30 Kilometer 
Radwege bzw. Mehrzweckstreifen vor. Diese Maßnahmen sollen ent- 
sprechend dem Stand der Planung und Bauvorbereitung, unter ande- 
rem im Zusammenhang mit dem Ausbau der B42, und nach Maßgabe 
der verfügbaren finanziellen Mittel voraussichlich nach 1985 durchge- 
führt werden. 


86. Abgeordneter 

Immer 

(Altenkirchen) 

(SPD) 


Inwieweit ist die Bundesregierung in der Lage und 
bereit, über die im Programm des Bundesverkehrs- 
ministers zum Bau von Radwegen an Bundesstraßen 
in der Baulast des Bundes“ vom Februar 1982 vor- 
gesehenen Maßnahmen hinaus auch weitere Maß- 
nahmen an Bundesstraßen (wie z. B. entlang der 
B 62 zwischen Roth und Siegen oder auch der 
B 256 zwischen Neuwied und Altenkirchen) in das 
Programm aufzunehmen, oder welche Gesichts- 
punkte schließen solche Vorhaben aus? 


Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 18. Juli 

Weitere Maßnahmen können in der Regel nur dann in das Radwege- 
programm aufgenommen werden, wenn nach den Grundsätzen für das 
Programm ein Bedarf besteht und Finanzmittel hierfür bereitgestellt 
werden können. 


87. Abgeordneter 

Immer 

(Altenkirchen) 

(SPD) 


Wann ist mit der Weiterführung der Ausbaumaß- 
nahme im Zug der Bundesstraße 8 im Ortsteil 
Oberölfen der Stadt Altenkirchen zu rechnen? 


Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 18. Juli 

Nach Auskunft der rheinland-pfälzischen Straßenbauverwaltung wird 
im Bereich von Oberölfen bei Altenkirchen ein rund 1,2 Kilometer 
langer Streckenabschnitt der B8 zur Zeit ausgebaut. Für einen weite- 
ren Abschnitt sollen Ende 1983 die Bauarbeiten vergeben werden. 


88. Abgeordneter 

Immer 

(Altenkirchen) 

(SPD) 


Inwieweit und möglicherweise wann kann mit der 
Verwirklichung der Umgehung Hasselbach im Zug 
der Bundesstraße 8 gerechnet werden, bzw. welche 
Hindernisse stehen dem entgegen? 


Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 18. Juli 

Für den Bau der Umgehungsstraße Hasselbach im Zug der B 8 werden 
zur Zeit die Unterlagen für das Planfeststellungsverfahren vorbereitet. 
Der Beginn der Baudurchführung hängt von den notwendigen planungs- 
rechtlichen und finanziellen Voraussetzungen ab. 
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89. Abgeordneter 
Sauer 
(Stuttgart) 
(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen ergreift die Bundesregierung 
angesichts der Feststellung, daß sich innerorts nicht 
einmal jeder zweite Autofahrer angurtet, um durch 
Einsicht und Vernunft den Autofahrer zu bewegen, 
sich auch im Innerortsverkehr anzuschnallen? 


Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 18. Juli 

Die Bundesregierung hat den Deutschen Verkehrssicherheitsrat (DVR) 
e. V. beauftragt, mit seinen Mitgliedern eine bundesweit angelegte 
Aufklärungskampagne durchzuführen. Sie fördert diese Aktion mit ins- 
gesamt 2 ,5 Millionen DM . 

Ziel der Aktion ist, diejenigen Autofahrer zum Gurtanlegen innerorts 
zu motivieren, die zwar keine Gurtgegner sind, aber innerorts — im 
Gegensatz zu ihrem Anleg everhalten auf Autobahnen — den Gurt aus 
Bequemlichkeit oder Vergeßlichkeit nicht anlegen. Motto der Aktion 
ist „Gurt-klick-immer“. 

Die Aktion wird durch vielfältige weitere Aktivitäten der Mitglieder 
des DVR — insbesondere unter anderem der Deutschen Verkehrs- 
wacht - unterstützt. 

Die Bundesregierung ist überzeugt, daß die an Einsicht und Vernunft 
des Autofahrers gerichtete Aktion zu einer Verhaltensänderung führen 
wird. 


90. Abgeordneter 
Sauer 
(Stuttgart) 
(CDU/CSU) 


Konterkarieren nicht gerade Ausnahmen von der 
Gurtpflicht, wie sie z. B. für Polizeibeamte und 
Taxifahrer bestehen, die Bemühungen, das Bewußt- 
sein für die Notwendigkeit des Anschnallens in der 
Bevölkerung zu schärfen? 


Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 18. Juli 

Polizeibeamte sind von der Gurtanlegepflicht des § 21a Abs. 1 der 
Straßenverkehrs-Ordnung (StVO) nicht ausgenommen. Soweit mir be- 
kannt, haben die hierfür zuständigen Innenminister der Länder ihre Po- 
lizeibeamten auch angewiesen, den Gurt anzulegen. Von der Anlege- 
pf licht — wie von allen anderen StVO-Vorschriften - sind die Polizei- 
beamten nur befreit, soweit das zur Erfüllung hoheitlicher Aufgaben 
dringend geboten ist (§ 35 Äbs. 1 StVO). 

Für Taxi- und Mietwagenfahrer gilt die Anlegepflicht nicht. Sie haben 
geltend gemacht, daß sie sich anderenfalls bei Raub üb erfüllen nicht zur 
Wehr setzen könnten. Nach dem Sinn und Zweck dieser Ausnahmere- 
gelung gilt sie nur dann, wenn der Taxi- oder Mietwagenfahrer einen 
Fahrgast befördert. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
das Post- und Fernmeldewesen 


91. Abgeordnete 

Frau 

Seiler -Albring 
(FDP) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß selbst 
unter Würdigung einer notwendigen Konzentration 
im Bahnpostdienst aus post-, regional- und beschäf- 
tigungspolitischen Gründen die Bahnpostdienststelle 
Stuttgart erhalten bleiben muß, und was gedenkt 
sie, falls sie derselben Ansicht ist, in dieser Hinsicht 
zu tun? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rawe 
vom 15. Juli 

Die Bundesregierung ist nicht der Auffassung, daß post-, regional- 
oder beschäftigungspolitische Gründe gegen eine Änderung der Orga- 
nisationsform des Bahnpostdienstes in Stuttgart, das heißt einer Ver- 
lagerung der Geschäftsleitung nach München und Frankfurt am Main 
unter Aufrechterhaltung des Personalstamms in Stuttgart sprechen. 

Im einzelnen ist hierzu folgendes festzustellen: 

1 . Mit der geplanten Neuordnung der Aufbauorganisation im Bahnpost- 
dienst wird eine Straffung der Führungsstruktur, ein Abbau der zur 
Zeit bestehenden rationalisierungshemmenden Kompetenzüber- 
schneidungen und damit eine effizientere Gestaltung des Verwal- 
tungs- und Betriebsdienstes angestrebt. Die Vorteile kommen allen 
Postkunden zugute. 

2. Regionalpolitische Belange werden durch die Neuordnung nicht be- 
rührt. Die Dienstgüte wird auf Grund der günstigeren Führungsstruk- 
tur eher verbessert. 

3. Da sich am Einsatzort der Stuttgarter Bahnpostfahrer nichts ändert, 
die Arbeitsplätze also an Ort und Stelle erhalten bleiben, sind be- 
schäftigungspolitisch unerwünschte Auswirkungen der geplanten 
Neuordnung nicht zu erkennen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 

92. Abgeordneter Wann wird die Bundesregierung den vom 8. Deut- 
Dr. Sperling sehen Bundestag geforderten Bericht zur Mieter- 

(SPD) modernisierung vorlegen? 

Antwort des Bundesministers Dr. Schneider 
vom 20. Juli 

Der 8. Deutsche Bundestag hatte am 30. November 1979 die Bundesre- 
gierung aufgefordert zu prüfen, ob praktikable und rechtliche abge- 
sicherte Modelle zur Förderung der Wohnungsmodernisierung durch 
Mieter entwickelt werden können. Dabei sollte auch geprüft werden, 
ob die Modernisierung durch Verwendung von Bausparmitteln, direkte 
Zuschüsse oder steuerliche Absetzungsmöglichkeiten für Mieter er- 
leichtert werden kann. 

Zur Erfüllung dieses Auftrags wurden in der Folgezeit unter anderem 
nachstehende Maßnahmen ergriffen: 

— Der Bundesjustizminister und der Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau vergaben zwei Forschungsaufträge, die 
Erkenntnisse über die Möglichkeiten und die Bereitschaft von Mie- 
tern zur Modernisierung ihrer Wohnungen vermitteln und Anre- 
gungen für eine Mustervereinbarung zwischen Mieter und Vermieter 
ergeben sollten. Beide Aufträge sind inzwischen abgeschlossen. 

- Durch das 2. Haushaltsstrukturgesetz vom 22. Dezember 1981 
wurde die prämien- und steuerunschädliche Verwendung von Bau- 
sparmitteln von Mietern zur Modernisierung ihrer Wohnungen er- 
möglicht. 

— Im März 1982 veröffentlichte der Bundesjustizminister eine Muster- 
vereinbarung für die Wohnungsmodernisierung durch Mieter. 

- In einem Modellvorhaben in Berlin werden die Möglichkeiten ge- 
prüft, Sanierungsträger bei der Selbsthilfe einzusetzen. Es ist noch 
nicht abgeschlossen. 

— Die Frage, ob die Förderung der Modernisierung durch Mieter in 
die allgemeine staatliche Förderung der Modernisierung einbezogen 
werden soll, ist gegenstandslos, nachdem die Bundesregierung bei 
Aufstellung des Haushalts 1982 beschlossen und der Deutsche Bun- 
destag gebilligt hat, für die Modernisierungsförderung ab Programm- 
jahr 1983 keine Mittel mehr bereitzustellen. 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/268 


Bei dieser Sachlage sieht die Bundesregierung den Prüfungsauftrag des 
8. Deutschen Bundestages als erledigt an. Entgegen Ihrer Fragestellung 
ist im Zusammenhang mit diesem Prüfungsauftrag vom Deutschen Bun- 
destag nicht ausdrücklich die Vorlage eines Berichts zur Mietermoder- 
nisierung gefordert worden. 

93. Abgeordneter Wann wird die Bundesregierung den vom 8. Deut- 

Dr. Sperling sehen Bundestag geforderten Bericht zur Proble- 

(SPD) matik der sogenannten Gemengelagen vorlegen? 

94. Abgeordneter Wann wird die Bundesregierung den vom 8. Deut- 

Dr. Sperling sehen Bundestag geforderten Bericht zur sogenann- 

(SPD) ten einfachen Erneuerung in der Städtebauförde- 

rung vörlegen? 

Antwort des Bundesministers Dr. Schneider 
vom 20. Juli 

Der Bundeskanzler hat in seiner Regierungserklärung vom 4. Mai 1983 
angekündigt, daß die Bundesregierung Leitlinien für ein einheitliches 
Baurecht vorlegen wird. Gegenstand der dafür bereits eingeleiteten 
Gesamt üb er prüfung des Städtebaurechts ist auch die Problematik der 
sogenannten Gemengelagen. Ziel des von der Bundesregierung ange- 
strebten Gesetzeswerks ist des weiteren eine Vereinfachung des Sa- 
nierungsrechts sowie eine Erleichterung städtebaulicher Erneuerungs- 
maßnahmen. Im Rahmen dieses einheitlichen Gesetzesvorhabens wird 
die Bundesregierung zu den in den Entschließungen des 8. Deutschen 
Bundestages vom 31. Mai 1979 angesprochenen Sachbereichen Stel- 
lung nehmen. Zum Zeitplan wird auf die Antwort auf die Anfrage 
des Abgeordneten Conradi vom 10. Juni 1983 hingewiesen (Druck- 
sache 10/141 , S. 40). 

95. Abgeordneter Ist es mit dem Gebot der Sparsamkeit vereinbar, daß 

Waltemathe der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen 

(SPD) und Städtebau im „Bayernkurier“ vom 25. Juni 1983 

eine von ihm verfaßte, bezahlte, halbseitige Anzeige 
(Seite 22) mit Erläuterungen seiner Politik in „Ich- 
Form“ aufgibt, obwohl ihm auf Seiten 18/19 zum 
gleichen Thema nahezu ganzseitiger, redaktioneller 
Platz zur Verfügung gestellt wurde, den er auch mit 
einem Artikel genutzt hat? 

Antwort des Bundesministers Dr. Schneider 
vom 20. Juli 

Die über Artikel oder über Anzeigen erreichbare Leserschaft und ver- 
mittelbaren Informationen sind nicht deckungsgleich. Deshalb ent- 
spricht die Wahl beider Wege der Informationsarbeit dem Gebot der 
Sparsamkeit. Der angesprochene Artikel war gezielt für den im „Bayem- 
kurier“ erschienenen Report „Soziale Marktwirtschaft“ bestimmt. 

Die veröffentlichte Anzeige gibt kurzgefaßt die Ziele der Wohnungspoli- 
tik der Bundesregierung wieder. Damit sollte die Leserschaft der über- 
regionalen Wochenzeitung „Bayernkurier“ in medienadäquater Weise 
über diesen wichtigen Aufgabenschwerpunkt der Bundesregierung in- 
formiert werden. Die zeitgleiche Publikation sowie das Zusammen- 
treffen in dem speziellen Zeitungsteil „Report“ sind zufällig und 
nicht beabsichtigt gewesen. 

96. Abgeordneter Mußte sich der Bundesminister für Raumordnung» 

Waltemathe Bauwesen und Städtebau mit der Aufgabe einer 

(SPD) halbseitigen Anzeige den redaktionellen Raum im 

„Bayemkurier“ „erkaufen“? 

Antwort des Bundesministers Dr. Schneider 
vom 20. Juli 

Nein. 
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97. Abgeordneter In welchen anderen Publikationsorganen und 
Waltemathe Medien ist die gleiche Anzeige geschaltet worden? 

(SPD) 


Antwort des Bundesministers Dr. Schneider 
vom 20. Juli 

Die Anzeige über die Ziele der Wohnungspolitik wird, eventuell in 
leicht veränderter Fassung, in Kürze in den Zeitschriften „Die Demo- 
kratische Gemeinde“, „Das Rathaus“ und „Kommunalpolitische 
Blätter“ erscheinen. 

Vergleichbare Anzeigen sind zuvor regelmäßig unter anderem auch 
im „Vorwärts“ erschienen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie 


Ist der Bundesregierung bekannt, ob - gegebenen- 
falls zu welchem Zeitpunkt und aus welchen Grün- 
den - die Gesellschafter der Hochtemperatur-Kernr 
kraft GmbH, also des Betreiberunternehmens des 
THTR in Hamm-Uentrop, sich aus dem Unterneh- 
men zurückziehen wollen, und welche Folgen wür- 
den sich aus solcher Entscheidung für die bisherige 
und zukünftige Leistung der Bundesrepublik 
Deutschland zur Förderung des THTR ergeben? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Probst 
vom 20. Juli 

Die Bundesregierung wurde während der Verhandlungen zur Sicherung 
der Gesamtfinanzierung des THTR-300 von der Hochtemperatur- 
Kernkraftwerk GmbH/HKG über die Absichten von zwei Gesellschaf- 
tern informiert, ihre Anteile an der HKG zu veräußern. Es handelt 
sich um die Gemeinschaftskraftwerk Weser GmbH mit 26 v. H. und die 
Stadtwerke Bremen mit 5 v. H. der Anteile. Bei beiden Unternehmen 
handelt es sich um kommunal eingebundene Unternehmen, die auf 
Grund der bis dahin vorliegenden Erfahrungen und angesichts der zu 
diesem Zeitpunkt noch nicht gesicherten Gesamtfinanzierung des 
THTR sowie wegen der nicht kurzfristig realisierbaren Markteinfüh- 
rung der HTR-Technologie - zugeschnitten auf die Bedürfnisse kom- 
munaler Energieversorgungsunternehmen — ihr Engagement an dem 
Projekt THTR beenden, zumindest aber begrenzen wollten. 

Laut Gesellschaftsvertrag der HKG ist das Ausscheiden eines Gesell- 
schafters nur möglich, wenn 75 v. H. des stimmberechtigten Kapitals 
der damit verbundenen Übertragung an einen anderen oder neuen 
Gesellschafter zustimmen. Im Fall der Stadtwerke Bremen ist einer 
entsprechenden Teilübertragung an die Vereinigten Elektrizitätswerke 
AG, Dortmund, auf der letzten HKG-Gesellschafterversammlung 
am 11. Juli 1983 zugestimmt worden. GK Weser hat seine Absichten 
bis jetzt nicht verwirklicht. Vielmehr trägt dieses Unternehmen, wie 
die anderen Gesellschafter, voll durch die Sicherung der Gesamtfi- 
nanzierung auf die beteiligten EVU zukommenden finanziellen 
Lasten mit. 

Insgesamt sieht die Bundesregierung nach dem erfolgreichen Abschluß 
der Verhandlungen zur Sicherung der Gesamtfinanzierung der THTR- 
300 sowie der insgesamt positiven Bewertung des Projekts und lang- 
fristig auch der industriellen Nutzung der HTR-Technologie durch 
die Wirtschaft keine Begründung für die Vermutung, daß sich weitere 
HKG-Gesellschafter aus dem Projekt zurückziehen wollen. Die kon- 


98. Abgeordneter 
Dr. Hirsch 
(FDP) 
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struktive Mitwirkung der HKG-Gesellschafter an den hierzu im Früh- 
jahr dieses Jahrs geführten Verhandlungen hat gezeigt, daß diese Firmen 
sich so wie die anderen Projektbeteiligten, einschließlich der öffent- 
lichen Hände, dem Projekterfolg verpflichtet sehen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 

99. Abgeordneter Wieviel zusätzliche Ausbildungsstellen werden in 
Hinsken diesem Jahr bei den Bundesbehörden der Arbeits- 

(CDU/CSU) amtsbezirke Passau, Landshut, Deggendorf und 

Regensburg ohne Anspruch auf spätere Übernahme 
jeweils in welcher Berufssparte bereitgestellt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Pfeifer 
vom 19. Juli 

Das Bundeskabinett hat sich in diesem Jahr bereits zweimal mit der 
Frage einer Erhöhung der Ausbildungsangebote im Bereich des Bundes 
beschäftigt; dabei wurde erreicht, daß im Herbst 1983 rund 1100 Aus- 
bildungsplätze für Berufe nadh dem Berufsbildungsgesetz mehr ange- 
boten werden können, als im Vorjahr Ausbildungsverträge abgeschlos- 
sen wurden. 

Die jährlich durchgeführte Erfassung der Ausbildungsleistung des Bun- 
des erfolgt nicht in der Gliederung nach Arbeitsamtsbezirken. Die Zu- 
ordnung von Ausbildungsverhältnissen des Bundes zu Arbeitsamtsbe- 
zirken stößt deshalb auf Schwierigkeiten, die nur mit erheblichem Ver- 
waltungsaufwand überwunden werden können. 

Dennoch nehme ich Ihre Anfrage zum Anlaß, die von den wichtigsten 
Anbietern von Ausbildungplätzen des Bundes für 1983 vorgesehenen 
Neueinstellungen in den genannten Arbeitsamtsbezirken zu erfragen. 
Sobald mir die Ergebnisse vorliegen, werde ich Sie darüber unter- 
richten. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


100. Abgeordneter Kann die Bundesregierung Pressemeldungen bestäti- 
Dr. Hauchler gen, wonach sie beabsichtigt, neben anderen „Front- 

(SPD) Staaten“ im südlichen Afrika auch Tansania die bila- 

laterale Entwicklungshilfe drastisch zu kürzen, und 
wenn ja, wie hoch ist die prozentuale Kürzung 
gegenüber 1982? 

Antwort des Bundesministers Dr. Warnke 
vom 20. Juli 

Die Rahmenplanung 1984 ist noch nicht abgeschlossen. Es können 
daher noch keine Angaben gemacht werden, welche Mittel im Bundes- 
haushalt 1984 für die Fortsetzung der entwicklungspolitischen Zu- 
sammenarbeit mit Tansania bereitgestellt werden. 


101. Abgeordneter Inwieweit macht die Bundesregierung die künftige 
Dr. Hauchler Vergabe von bilateraler Hilfe von ordnungs- und 
(SPD) außenpolitischem „Wohlverhalten“ der Empfänger- 

länder abhängig, und welche Kriterien hat sie gege- 
benenfalls für entsprechendes Wohlverhalten auf- 
gestellt? 
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Antwort des Bundesministers Dr. Wamke 
vom 20. Juli 

Die entwicklungspolitische Zusammenarbeit der Bundesregierung er- 
folgt auf partnerschaftlicher Grundlage. Einen Kriterienkatalog für 
ordnungs- und außenpolitisches ,, Wohlverhalten“ gibt es nicht. 


Bonn, den 22. Juli 1982 
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